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. ' April d. Js. treten die Verkehrs⸗ 
Na und die zugehörigen Strafbeſtimmungen 
faf eichsgeſetzes über den Verkehr mit Kraft⸗ 
l vom 3 Mai 1909 (R⸗G⸗Bl. S. 437) 
inis bie Verordnung des Bundesrats über den 
erkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Februar 1910 
a. €. 389) nebft ben Anmeifungen über die 
Prüfung von Kraftfahrzeugen und über die Prüfung 
der Führer von Kraftfahrzeugen in Kraft. Mit 
demſelben Tage find alle entgegenſtehenden geſetz⸗ 
lichen und polizeilichen Vorſchriften aufgehoben. Dies 
gilt namentlich von den entſprechend den „Grund⸗ 
zügen betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen“ 
erlaſſenen Polizeiverordnungen. 


Neben den neuen Vorſchriften dürfen beſondere 
Beſtimmungen für Kraftfahrzeuge nur inſoweit er⸗ 
laſſen werden, als die Polizeibehörden durch die 
Bundesratsverordnung dazu ausdrücklich ermächtigt 
werden. Die Befugnis, den öffentlichen Verkehr 
allgemein zu regeln und für die dem öffentlichen 
Fuhebetrieb dienenden Fahrzeuge beſondere Vor. 
ſchriften zu erlaſſen (8 2 Abſ. 1 und 2 ber Ver⸗ 
ordnung), wird dadurch nicht berührt. 

In den neuen Vorſchriften ſind die ſeit dem Erlaß 
der „Grundzüge. von 1906 mit Kraftfahrzeugen 
ſowohl in rechtlicher wie in techniſcher Beziehung 
gemachten Erfahrungen berüdfichtigt. Sie geben 
dem Kraftfahrzeug den ihm nach der modernen Ent⸗ 
wicklung im Verkehr zukommenden Raum, wollen 
aber andererſeits die dadurch für die öffentliche 
Sicherheit hervorgerufenen Gefahren auf ein mög⸗ 
lichſt geringes Maß herabſetzen. Der letzteren Ab⸗ 
ſicht find namentlich die verſchärften Beſtimmungen 
für die Kraftfahrzeugführer (88 14 bis 21 und 27 
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der Verordnung) und die ſtrengen Strafsvorſchriften 
(88 21 bis 25 des Reichsgeſetzes) zu dienen be⸗ 
ſtimmt. Sie bieten die Möy,lichleit, die trotz unleug⸗ 
barer Beſſerung noch immer vorhandenen ernſten 
Mißſtände und Auswüchſe im Kraftfahrzeugverkehr, 
über die in den Parlamenten und der Preſſe fort⸗ 
geſetzt Klage geführt wird, allmählich zu beſeitigen. 
Daß dieſer Erfolg auch wirklich erreicht wird, hängt 
weſentlich von der Aufmerkſamkeit und dem nach⸗ 
haltigen Eifer der mit der Durchführung der neuen 
Vorſchriften betrauten Behörden ab. In die Hand 
der höheren Verwaltungsbehörden (Regierungs- 
präſidenten, Polizeipräſtdent in Berlin) iſt die wich⸗ 
tige Aufgabe gelegt, durch ſtrenge Handhabung der 
Beltimmungen über die Erteilung und Entziehung 
des Führerſcheins und ſorgfältige Beaufſichtigung 
des Prüfungsweſens alle ungeeigneten, namentlich 
rohen und rückſichtsloſen Führer aus dem Verkehr 
fernzuhalten. Den Ortspolizeibehörden liegt die 
Pflicht ob, durch ihre Exekutivorgane den Verkehrs⸗ 
vorſchriften Geltung zu verſchaffen und Zuwider⸗ 
handlungen mit allem Nachdruck entgegenzutreten. 
Zu dieſem Zweck wird es, namentlich in den größe⸗ 
ren Städten, nötig fein, daß fie ihre Grefutibbeamten 
ſorgfältig bis ins einzelne über die neuen Beſtim⸗ 
mungen unterrichten, ſie auf deren Wichtigkeit be⸗ 
ſonders hinweiſen und ihnen die aufmerkſame Über⸗ 
wachung des Verkehrs im Sinne dieſer Beſtimmungen 
ernſtlich zur Pflicht machen. Die Polizeibehörden 
werden ſich in geeigneter Weiſe zu überzeugen haben, 
ob die Beamten der ihnen gegebenen Anweiſung ge⸗ 
mäß verfahren, und auch die Aufſichtsbehörden werden 
gelegentlich bei Reviſionen uſw. darauf achten müſſen, 
ob die Exekutivbeamten mit den Verkehrsvorſchriften 
vertraut ſind und ſich deren genaue Handhabung 
angelegen ſein laſſen. i 
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Die durch die Eigenart des Kraftfahrzeugs hervor⸗ 
gerufenen neuen Erſcheinungen im Straßenverkehr 
führen aber nicht allein dann für bie Verkehrseſicher⸗ 
heit zu Gefahren, wenn die für den Verkehr der 
Kraftfahrzeuge beſtehenden Vorſchriften nicht be⸗ 
achtet werden, ſondern auch dann, wenn die für den 
ſonſtigen Fuhrwerksverkehr beſtehenden Vorſchriften 
unbefolgt bleiben. Aus dieſer Erwägung heraus 
werden die Polizeiorgane ebenfalls beſtrebt ſein 
müſſen, den für dieſen Verkehr beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften in verſtärktem Maße Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen. 

Bezüglich der Grundſätze, welche ſeitens der höheren 
Verwaltungsbehörden bei der Anerkennung der Sach⸗ 
verſtändigen für die Prüfung der Kraftfahrzeuge und 
deren Führer zu beachten ſein werden, ferner bezüg⸗ 
lich der bei der Durchführung der Verordnung zu 
echebenden Gebühren, ſoweit fie nicht bereits am 
Schluſſe der Anlagen A und B der Verordnung 
feſtgeſetzt ſind, und endlich wegen der Einrichtung der 
„Sammelſtelle für Nachrichten über Führer von 
Kraftfahrzeugen“ (zu vergleichen Anlage B unter 1 
Abſ. 2) behalten wir uns weitere Miiteilung vor. 

Berlin, den 25. Februar 1910. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
(J A. 1084.) Der Miniſter des Innern. 


Anweiſung 
zur Ausführung der Verordnung über den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen vom 3. Februar 1910 
— RGBl. S. 389 —. 

Zu 8 2 Abſ. 1. Unter den hier angeführten 
„Vorſchriften“ ſind nicht allein orts⸗ und landes⸗ 
polizeiliche Anordnungen, ſondern auch gejeglidje 
Beſtimmungen zu verſtehen. 

Zu 8 2 Aoſ. 3. Die hier erwähnten Fahrzeuge 
unterſcheiden ſich von der großen Maſſe der übrigen 
Kraftfahrzeuge weſentlich durch ihr bejonbere8 Ge⸗ 
wicht, geringe Fahrgeſchwindigkeit und durch die 
Beſchränkung ihres Verkehrsgebiets; ih e Einführung 
in den Verkehr ijf noch in der Entwicklung. Für 
ſie bleiben die zur Zeit geltenden landesrechtlichen 
Vorſchriſten in Kraft. Soweit ſolche nicht beſtehen, 
wird ihr Erlaß vorbehalten. 

Auf Laſtkraftwagen, deren Geſamtgewicht leinſchl. 
Ladung) 9 Tonnen nicht überſteigt, finden die Be⸗ 
ſtimmungen der Bundesratsverordnung Anwendung. 
Der Verkehr mit dieſen Fahrzeugen iſt daher reichs⸗ 
rechtlich zum Gemeingebrauch der Wege zugelaſſen 
und unterliegt keinen anderen als den in der Ver⸗ 
ordnung feitgejetgten Beſchränkungen. Insbeſondere 
bedarf er keiner beſonderen Zulaſſung ſeitens des 
Wegeunterhaltungspflichtigen. 

Zu § 3 Abſ. 2. Gleitſchutzvorrichtungen normaler 
Bauart (Stahlniete auf der Reifendecke) find zuläfng 
— zu vergleichen Anl. B der Verordnung unter II 
Abſ. 3. — Die Ortspolizeibehörden haben die 
Befugnis, Gleitſchutzvorrichtungen vorzuschreiben. 


Zu 84. Die Ortspolizeibehörden können auf 
Grund des 8 37 der Reichsgewerbeordnung für die 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Kraftfahrzeuge 
den Gebrauch von Geſchwindigkeitsmeſſern vorſchreiben. 

Zu 8 4 Abſ. 1 Nr. 5. Der Zweck der an den 
Kraftfahrzeugen anzubringenden Laternen iſt ein 
doppelter. Einerſeits ſollen ſie im Intereſſe der 
allgemeinen Verkehrsſicherheit das Nahen des Fahr⸗ 
zeugs und dabei gleichzeitig deſſen Abmeſſungen erkennen 
laſſen; anderſeits ſollen jte im Intereſſe des Führers 
für eine ausreichende Beleuchtung der Fahrbahn 
ſorgen. Soweit dieſem Zwecke nicht durch zwei 
Laternen genügt werden kann — was in der Regel 
der Fall ſein wird —, bedarf es der Anbringung 
weiterer Laternen. Der Forderung, daß „die ſeit⸗ 
liche Begrenzung des Fahrzeugs“ angezeigt werden 
muß, wird entſprochen, wenn die Laternen ſo weit 
von der Mitte des Fahrzeugs entfernt angebracht 
ſind, als deſſen Bauart es geſtattet; es iſt nicht 
notwendig, daß ſie ſelbſt die äußerſten Seitengrenzen 
des Fahrzeugs bilden. 

Zu § 4 Abſ. 1 Nr. 6. Als Vorrichtungen, die 
dieſer Vorſchrift genügen, ſind beiſpielsweiſe 
anzuſehen: 

Schloß zum Feſtſtellen des Schalthebels, 

Kette zum Feſtlegen eines Wagenrads, 

herausnehmbarer Kontakt der Zündleitung (bei 
Verbrennungsmaſchinen), 

abnehmbarer Griff des 
verſchluſſes, 

herausnehmbarer Stromunterbrecher (bei elek⸗ 
triſch betriebenen Fahrzeugen). 

Zu 85. Um das Schreibwerk zu vermindern 
und um zeitraubende Rückfragen zu vermeiden, 
empfiehlt es ſich, daß der Antrag auf Zulaſſung 
eines Kraſtfahrzeugs bei der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde auf Formular — nach anliegendem 
Muſter — erfolgt. 

Das Verfahren bei der Zulaſſung eines Kraft⸗ 
fahrzeugs ſoll an einem Muſterbeiſpiel erläutert 
werden; hierbei find bie Beſtimmungen der $8 56, 
62 des Reichsſtempelgeſetzes vom 15. Juli 1909 
berückſichtigt. 

Herr A., wohnhaft in Bonn, hat in Bielefeld 
ein Kraftfahrzeug gekauft und will es dort in Be⸗ 
trieb ſetzen. A. richtet unter Verwendung des vor⸗ 
bezeichneten Muſters und Beifügung der dort an⸗ 
gegebenen Anlagen an die für ſeinen Wohnort 
Bonn zuſtändige höhere Verwaltungsbehörde (den 
Regierungspräſidenten in Köln) den Antrag auf 
Zulaſſung des Fahrzeugs. 

Die höhere Verwaltungsbehörde bewirkt, wenn ſie 
den Antrag und ſeine Anlagen für ordnungsmäßig 
befunden hat, 

die Eintragung des Fahrzeugs in die Spalten 
1—10 der ifte (Muſter 1 der Verordnung), 
die Ausfertigung einer Zulaſſungsbeſcheinigung 
für das Fahrzeug (Muſter 2 der Verordnung) 
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die Benachrichtigung des Antragſtellers von 
dem Geſchehenen (wobei insbeſondere das dem⸗ 
nächſt von dem Fahrzeug zu führende Kenn⸗ 
zeichen anzugeben iſt) 
und überſendet den Antrag mit ſeinen Anlagen 
ſowie die ausgefertigte Zulaſſungsbeſcheinigung an 
die für den Wohnort des Antragſtellers zuſtändige 
Amtsſtelle zur Erteilung von Erlaubniskarten für 
Kraftfahrzeuge (das Soffamt I Bonn - Stadt) zur 
weiteren Veranlaſſung in ſteuerlicher Hinſicht und 
en demnächſtigen Weitergabe an die Ortspoltzei⸗ 
eh rde für Bielefeld (Polizeiverwaltung in Bielefeld) 
zur weiteren Veranlaſſung gemäß § 6 Abſ. 2 


"en mb s 9 ber Verordnung. 
ollamt I S i 
m à Bonn-Stadt trägt bie Anmeldung 


o Anmeldebuch ein, prüft bte Anmeldung nad, 
8 zu zahlende Reichsſtempelabgabe feft, bewirkt 
die Ausfertigung einer Erlaubniskarte für das 
die Eine des Fah 
te Eintragung des Fahrzeugs in bie Bezirksliſte, 
die Benachrichtigung des Amtragſtellers ine 
Aufforderung, ben feſtgeſetzten Steuerbetrag 
^ Misi du 
und über|-mbet unter Zurückbehaltung ber ſteuerliche 
Anmeldung ben Zulaſſungsantrag k 5 
bleibenden Anlagen ſowie die ausgefertigte Erlaubnis⸗ 
karte (Steuerkarte) an die Polizeiverwaltung in 
Bielefeld zur weiteren Veranlaſſung (ſiehe oben) und 
mit dem Erſuchen, nach erbrachtem Nachweis von 
der Zahlung der Reichsſtempelabgabe die Steuer⸗ 
karte dem Antragſteller auszuhändigen. 

Die Polizelverwaltung in Bielefeld fordert den 
Antragſteller ſchriftlich auf, an dem von ihr feſt⸗ 
geſetzten Termin das Fahrzeug borzuführen (S 30 
ber Verordnung) und dabei den Nachweis von der 
Zahlung der Reichsſtempelabgabe zu erbringen. In 
dem Termin hat die Polizeiverwaltung unter Be⸗ 
obachtung ber Vorſchriften im 8 9 ber Verordnung 
bie Abſtempelung der Kennzeichen zu veranlaſſen 
und Zulaſſungsbeſcheinigung ſowie Steuerkarte aus⸗ 
zuhändigen; in der Zulaſſungsbeſcheinigung iſt zuvor 
auf Seite 3 der Aue händigungsvermerk einzutragen. 
Die Polizeiverwaltung in Bielefeld gibt dem Zoll⸗ 
amt I Bonn⸗Stadt von dem Tage der Aushändigung 
der Erlaubniskarte Nachricht und ſendet alsdann 
5 Regierungspräſidenten in Köln die übrigen 
die Auch laden unter Mitteilung zurück, wann 
e ndigung der Zulaſſungsbeſcheinigung 
Uns nn Regierungspräſident in Köln bewirkt die 
Semi ber Spalte 11 der Lifte (Muſter 1 ber 
" 175 Lund nimmt bie entftandenen Vorgänge 

Zu Š 6 Abs. 4. Der in den Fällen des Abſ. 4 
angegangenen höheren Verwaltungsbehörde wird es 
obliegen, die bisher zuſtändige höhere Verwaltungs⸗ 
behörde unter Ueberſendung der eingezogenen Zu⸗ 


laſſungsbeſcheintgung zu verſtändigen, damit dieſe in 
die Lage kommt, ihre Liſte zu berichtigen. 

Zu 8 6 Abf. 6. Entſprechend der Bemerkung 
zu Abf. 4 wird zu verfahren fein, wenn der neue 
Eigentümer im Bezirk einer anderen höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde als der bisherige Eigentümer ſeinen 
Wohnſitz hat. 

Zu § 8. Die Kennzeichen werden nicht mehr 
von den Ortspolizeibehörden, ſondern von den höheren 
Verwaltungsbehörden zugeteilt (vgl. zu § 37). 

Zu 8 8 Abſ. 4. Für die Kraftzweiräder, nicht 
für alle Krafträder, iſt eine vereinfachte Kenn⸗ 
zeichnung zugelaſſen. Mit Rückſicht hierauf iſt es 
angängig, die gleichen Nummern einerſeits für Kraft⸗ 
zweiräder und anderſeits für die übrigen Arten von 
Kraftfahrzeugen auszugeben. 

Zu 8 9. Nicht allein das hintere, ſondern auch 
das vordere Kennzeichen muß abgeſtempelt werden. 
Für die Abſtempelung ſind zweckmäßig Schablonen 
zu verwenden. Zuſtändig für die Abſtempelung iſt 
die Ortspolizeibehörde, in deren Bezirk das Kraft⸗ 
fahrzeug in Betrieb geſetzt werden ſoll. 

Zu 8 10. Je weiter das hintere Kennzeichen 
vom Erdboden entfernt iſt, um ſo beſſer wird es 
jederzeit erkennbar ſein. Die Polizeibehörden werden 
daher darauf zu halten haben, daß da, wo es die 
Bauart des Fahrzeugs geſtattet, das hintere Kenn⸗ 
zeichen möglichſt hoch angebracht wird. 

Ebenſo wird darauf zu achten ſein, daß das vordere 
Kennzeichen nicht durch die Antriebekurbel des Motors, 
das hintere Kennzeichen nicht durch Gepäckſtücke oder 
durch Vorrichtungen zur Aufnahme von Gepäck 
u. dergl. in ſeiner Erkennbarkeit beeinträchtigt wird. 
Dem erſteren, vielfach beobachteten Uebelſtande wird 
dadurch begegnet werden können, daß die Kurbel 
während der Fahrt durch eine einfache Vorrichtung, 
z. B. Lederſchleife, wagerecht befeſtigt wird. 

Zu $ 11. Die Polizeibehörden haben mit aller 
Strenge darauf zu achten, daß unzureichende oder 
vorſchriftswidrige Beleuchtungsvorrichtungen nicht zu⸗ 
gelaſſen werden. Als unzureichend müſſen ins⸗ 
beſondere angeſehen werden Beleuchtungsvorrichtungen, 
deren Lichtquelle nicht ausreicht, das Kennzeichen in 
ſeiner ganzen Fläche gleichmäßig hell zu beleuchten, 
als vorſchriftswidrig ſolche, die das Kennzeichen 
irgendwie verdecken. Die Beſeitigung derartiger 
Vorrichtungen iſt mit allen den Polizeibehörden zur 
Verfügung ſtehenden Mitteln durchzuſetzen. 

Zu 8 13. Die Vorſchrift im § 13 ſchließt nicht 
aus, daß an Kraftfahrzeugen mit beſonderem Ver⸗ 
wendungszwecke (Droſchken, Omnibuſſen, Poſtwagen, 
Geſchäftswagen u. dergl.) außer dem polizeilichen 
Kennzeichen der Verwendungszweck dieſer Fahrzeuge 
durch eine entſprechende Bezeichnung (Waaennummer, 
Firma uſw.) erſichtlich gemacht wird. Vorausſetzung 
iſt jedoch, daß Verwechſelungen mit dem polizeilichen 
Kennzeichen ausgeſchloſſen bleiben. 
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Zu 8 14 Abſ. 2. Im Falle ber AT = 
einer Ausnahme gemäß 8 14 Abſ. 2 wird die höhere 
Verwaltungsbehörde einen entſprechenden Vermerk in 
den Führerſchein einzutragen haben. 


Bu 8 14 Ubi. 3. Nach I Abſ. 1 unter Nr. 4 
der „Anweiſung über die Prüfung der Führer von 
Kraftfahrzeugen“ iſt dem Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis zum Führen auch der Nachweis darüber 
beizubringen, daß der Antragſteller den Fahrdienſt 
bei einer durch die höhere Verwaltungsbehörde zur 
Ausbildung von Führern ermächtigten Perſon oder 
Stelle (Fahrſchule, Kraftfahrzeugfabrit) erlernt hat. 
Es iſt anzunehmen, daß Geſuche um Erteilung der 
Ermächtigung zum Ausbilden von Führern alsbald 
in größerer Zahl bei den Behörden vorgebracht werden. 
Es wird geboten ſein, bei Erledigung dieſer Geſuche 
mit beſonderer Sorgfalt zu verfahren. Als geeignet 
müſſen vorzugsweiſe ſolche Perſonen gelten, die eine 
umfangreiche und vorwurfsfreie praktiſche Tätigkeit 
als Führer aufzuweiſen haben und für eine gewiſſen⸗ 
hafte Ausbildung volle Gewähr bieten. Ob und 
inwieweit es geboten iſt, ſie vor der Ermächtigung 
in bezug auf ihre Fähigkeiten einer beſonderen 
Prüfung zu unterwerfen, wird je nach den Umſtänden 
zu entſcheiden ſein. Jedenfalls empfiehlt es ſich, die 
Ermächtigung nur auf Widerruf zu erteilen. In 
der Regel wird es ſich naturgemäß um die Er⸗ 
mächtigung zur gewerbsmäßigen Ausbildung von 
Führern handeln; daneben wird es aber auch den 
zuftändigen Behörden unbenommen fein, in Fällen 
beſonderer Art zu geſtatten, daß eine nicht allgemein 
ermächtigte, im Beſitze des Führerſcheins befindliche 
Perſon die Ausbildung einer beſtimmten anderen 
Perſon vornimmt. 


Zu 8 17 Abſ. 2. Eine ſtarke Beläſtigung des 
Publikums wird oft dadurch verurſacht, daß Führer 
von Kraftfahrzeugen auch beim Halten des Fahr⸗ 
zeugs den Motor weiter laufen laſſen. Namentlich 
geichteht dies an den Halteplätzen von Kraftdroſchken 
und ⸗omnibuſſen. Ebenſo wird eine ſtarke Be⸗ 
läſtigung des Publikums und Gefährdung von 
Pferdefuhrwerken durch das Fahren mit geöffneter 
Auspuffklappe herbeigeführt. Der § 17 Abſ. 2 
(„vermeidbare Entwickelung von Geräuſch“) und 
(bj. 3 (vergl. dazu das Verbot der Auspuffklappen 
in Ziffer III der Anweiſung über die Prüfung von 
Kraftfahrzeugen) bietet die Handhabe, dieſem Miß⸗ 
brauch wirkſam entgegenzutreten. 

Zu $ 18 Abſ. 2. Die Beſtimmung im 8 18 
Abſ. 2 ſoll den höheren Verwaltungsbehörden die 
Möglichkeit gewähren, in ſolchen Orten, namentlich 
in größeren Städten, wo das Publikum an die 
ſchnellere Abwickelung des Fuhrwerksverkehrs auf den 
Straßen gewöhnt und mit deſſen Gefahren vertraut 
ift, auch für Kraftfahrzeuge eine dem allgemeinen 
Verkehr angepaßte erhöhte Fahrgeſchwindigkeit zu⸗ 
aulaffen. 


Zu & 23. Es ift davon auszugehen, daß ber 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen im all meinen auf 
allen denjenigen Wegen zuzulaſſen iſt, welche für 
den übrigen Fuhrwerksverkehr freigegeben ſind. Eine 
Wegeſperrung wird daher nur dann anzuordnen ſein, 
menn hierfür in der Beſchaffenheit des zu ſperrenden 
Weges oder ſeiner Umgebung zwingende Gründe 
vorliegen, insbeſondere, wenn es ſich um ſchmale oder 
unüberſichtliche Wege oder um Wege mit ſteilen 
Böſchungen oder ungünſtigen Steigungsverhältniſſen 
handelt. Die Möglichkeit des Scheuens der Zug⸗ 
tiere allein iſt kein ausreichender Sperrungsgrund. 

Die Sperrung hat ſich auf das Notwendige zu 
beſchränken. Krafträder werden häufig dort zu⸗ 
gelaſſen werden können, wo Kraftwagen auszuſchließen 
find. Hauptverkehrslinien (Chauſſeen, Haupt: und 
Neben ⸗Landſtraßen) werden nur in Ausnahme⸗ 
fällen und nur dann zu ſperren ſein, wenn der Ver⸗ 
kehr auf hinreichend benutzungsfähigen, nicht zu 
großen Umwegen umgeleitet werden kann. Die 
Sperrung ſämtlicher Wege eines Orts⸗ oder Ge⸗ 
meindebezirkes oder aller Wege einer beſtimmten 
Klaſſe erſcheint unzuläſſig, vielmehr wird jeder einzelne 
Weg auf ſeine gefahrbringende Beſchaffenheit be⸗ 
ſonders zu prüfen ſein. 

Wegeſtrecken, die dem Durchgangsverkehr dienen, 
dürfen ſeitens der Polizeibehörden nicht geſperrt werden. 
In jedem Falle, in welchem die Sperrung einer Wege⸗ 
ſtrecke beabſichtigt iſt, haben die Wegepolizeibehörden 
(in Städten die Ortspolizeibehörden) der Aufſichts⸗ 
behörde davon Anzeige zu machen. Dieſe prüft die 
Notwendiakeit und Zweckmäßigkeit der Sperrung, 
ſowie die Frage, ob die betreffende Strecke dem Durch⸗ 
gangsverkehr dient. Gegebenenfalls iſt an die 
Miniſterialinſtanz zu berichten, der bis auf weiteres 
die Entſcheidung über die Sperrung ſolcher Wege⸗ 
ſtrecken vorbehalten bleibt. Eigentümern von Kraft⸗ 
fahrzeugen, von denen eine ruhige und rückſichtsvolle 
Fahrweiſe erwartet werden darf, wird ſtets die 
Benutzung geſperrter Wege widerruflich und unter 
beſonderen Bedingungen geſtattet werden können. 
Für ſolche Ausnahmen kommen vornehmlich Perſonen 
in Betracht, die in dem Polizeibezirk oder ſeiner 
Umgebung wohnen und Kraftfahrzeuge in der Aus⸗ 
übung ihres Berufs oder Gewerbes benutzen. 

Um eine rechtzeitige Veröffentlichung der Sperrungen 
und Beſchtänkungen in den Fachzeitſchriften ſicher⸗ 
zuſtellen, ſind ſie, ſoweit ſie nicht nur vorüber⸗ 
gehender Natur ſind, dem Kaiſerlichen Automobil⸗ 
Klub in Berlin W. 9, Leipziger Platz Nr. 16, un⸗ 
geſäumt mitzuteilen. 

Jede geſperrte Wegeſtrecke iſt am Anfang und 
am Ende durch Tafeln zu kennzeichnen. Um die 
im Intereſſe des Verkehrs gebotene Gleichmäßigkeit 
in der Kennzeichnung der Wegeſtrecken, die für Kraft⸗ 
fahrzeuge gefperrt find, und von ſolchen, die nur 
mit ermäßigter Geſchwindigkeit befahren werden dürfen, 
herbeizuführen, haben die Bundesregierungen ver⸗ 
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einbart, einheitlich folgende drei Arten von Tafeln 


zu verwenden. 
Verbot für Verbot für 
Kraftwagen 
offen für 
Motorräder 


Kraftwagen 

sb i a acc 75 Wegeſperrungen 
birne Faden jenigen für zangſamfahren in 

r Karbe gehalten, ihre Größe beträgt 5050 cm*). 
Die Koſten dieſer Kennzeichnung gehören zu den 
unmittelbaren Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung. 

Nur für Kraftfahrzeuge, deren Geſamtgewicht 
5,5 Tonnen überſteigt, können die höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden nach $ 23 Abf. 2 eine s 
geſchwindigkeit von weniger als 15 Kilometer in der 
Stunde feſtſetzen. Eine entſprechende Anordnung 
bezüglich anderer Kraftfahrzeuge iſt nach der Ver⸗ 
ordnung in Zukunft nicht mehr zuläſſig. Wo für 
den allgemeinen Fuhrwerksverkehr beſchränkende Vor⸗ 
ſchriſten gelten (4. B. Schrittfahren auf Brücken, 
bei Toren uſw.), finden ſolche gemäß 8 2 Abſ. 1 
der Verordnung auf den Verkehr dieſer Kraftfahr⸗ 
zeuge Anwendung. 

Zu 8 24. Ausnahmen von dem allgemeinen Ver⸗ 
bot des Wettfahrens und der Veranſtaltung von 
Wettfahrten dürfen nicht mehr zugelaſſen werden. 

Zu 8 25. Durch bie Beſtimmungen des 8 25 
(Abſ. 1 Ziffer 3 unb Abſ. 4) wird für die Anhängewagen 
der Kraftfahrzeuge der 8 12 ber Allerhöchſten Ber. 
ordnung, ben Verkehr auf Kunſiſtraßen betreffend, 
vom 17. März 1839 Geſetzſamml. S. 80) auf: 
gehoben und Ziffer 15 der zuſätzlichen Vorſchriften 
zum Chauſſeegeldtarif vom 29. Februar 1840 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 94) abgeändert. 

Das Mitführen eines Anhängewagens iſt nun⸗ 
mehr ſtets ohne beſondere polizeiliche Erlaubnis 
zuläſſig, foferm der Wagen den Vorſchriften des 
8 25 entſpricht. 

Zu 8 26. Die Vorſchrift des 8 26 gibt den 
Behörden die erwünſchte Handhabe, die durch den 

ebrauch abgenutzten und deshalb nicht mehr ver⸗ 
lehrsſicheren oder durch Entwicklung von Geräuſch 
und üdlem Geruche beſonders läſtigen Fahrzeuge 
aus dem öffentlichen Verkehr auszumerzen. 

Von biefer Befugnis werden die Behörden namentlich 
gegenüber ſolchen Kraftfahrzeugen Gebrauch zu machen 
haben, die bereits vor dem 1. April 1910 zum Ver⸗ 
kehre zugelaſſen und daher einer Prüfung nach Map; 


gabe der Verordnung nicht unterworfen worden find. 


Kraft: 
fahrzeuge 


und Motor⸗ 15 Km 


räder 


*) Tafeln dieſer Art 
Emaillierwerke is Qeroi * 
in ben Handel gebracht. 


rden von der Firma „Frankfurter 
Neu⸗Iſenburg bei Frankfurt a. M.“ 


Die Anordnung einer periodiſchen Prüfung aller 
Kraftfahrzeuge wird im Hinblick auf die verſchieden⸗ 
artige Benutzung der Fahrzeuge nicht durchführbar 
ſein, immerhin wird aber eine ſolche regelmäßige 
Nachunterſuchung für die im gewerbsmäßigen Fuhr⸗ 
verkehre verwendeten Fahrzeuge in Erwägung zu 
nehmen ſein. " 

Im übrigen erwächſt den Behörden die Aufgabe, 
mit Hilfe der Beſtimmung im $ 26 durchzuſetzen, 
daß die Eigentümer und Führer von Kraſtfahrzeugen 
ihrer Verpflichtung gerecht werden, die polizeilichen 
Kennzeichen und die Beleuchtungs vorrichtung des 
hinteren Kennzeichens ſtets in ordnungsmäßigem Zu⸗ 
ſtand zu erhalten. Hierbei wird auch auf die Straf⸗ 
beſtimmung im § 25 des Geſetzes über den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 verwieſen. 

Zu 8 27. Die Prüfungsordnung (Anlage B der 
Verordnung) enthält die wichtige Beſtimmung, daß 
jeder, der zum Führen von Kraftfahrzeugen zugelaſſen 
werden will, ſeine körperliche Tauglichkeit nachzuweiſen 
hat. Es wird zu erwägen ſein, inwieweit die im 
gewerbsmäßigen Fuhrverkehre beſchäſtigten Führer 
von Kraftfahrzeugen einer periodiſchen Nachunter⸗ 
ſuchung über ihre körperliche Tauglichkeit zu unter⸗ 
werfen ſind. Im übrigen werden die Polizeibehörden 
eine erneute Ärztliche Prüfung in ſolchen Fällen an⸗ 
zuordnen haben, in denen zu einer ſolchen Maß⸗ 
nahme begründeter Anlaß vorliegt. 

Zu 8 29. Die Befreiung von der Pflicht zur 
Führung des polizeilichen Kennzeichens iſt gegenüber 
den Beſtimmungen des 8 29 der früheren Polizei⸗ 
Verordnungen eingeſchränkt. Die Befugnis der 
Polizeibehörden, für beſtimmte Arten von Kraftfahr⸗ 
zeugen von dieſer Verpflichtung zu entbinden, iſt 
aufgehoben. 

Zu § 31. Die Verordnung will die Ueber⸗ 
wachung des Automobilverkehrs, insbeſondere die 
Zulaſſung der Kraftfahrzeuge und ihrer Führer, die 
Zuteilung der Kennzeichen, die Führung der Liſten 
aller zugelaſſenen Kraftfahrzeuge und Führer uſw. 
den höheren Verwaltungsbehörden (vergl. zu 8 37) 
übertragen wiſſen. Bisher ſind dieſe Befugniſſe den 
Ortspolizeibehörden überlaſſen geweſen. Es wird 
daher erforderlich werden, daß die höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden rechtzeitig die notwendigen An⸗ 
ordnungen und Vorbereitungen treffen, um mit dem 
1. April 1910 die ihnen durch die Verordnung zu⸗ 
gewieſenen Aufgaben übernehmen zu können. 

Hierzu gehört in erſter Linie die Neuaufſtellung 
der Liſten der zugelaſſenen Kraftfahrzeuge. Als 
Unterlagen werden hierbei die bisher geführten 
Liſten zu dienen haben, die von den mit der Führung 
bislang betrauten Ortspolizeibehörden einzuziehen ſind. 
Zweckmäßig erſcheint es, getrennte Liſten für Kraft⸗ 
zweiräder und für die übrigen Kraftfahrzeuge zu 
führen“). Daneben empfiehlt ſich die Anlegung je 


) Zu vergleichen die Anweiſung zu 8 8 Abſ. 4. 
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einer Hilfsliſte, die enthalten muß in einer Spalte 
1 fortlaufend die ſämtlichen im Bezirke zur Ausgabe 
gelangenden Erkennungsnummern (nach der Zahlen⸗ 
reihe) und daneben in einer Spalte 2 (die für 
Aenderungen genügend Raum bietet) die jeweilige 
Nummer, unter der das mit dem in Spalte 1 an⸗ 
gegebenen Kennzeichen verſehene Fahrzeug in der 
Hauptliſte erſcheint. Die Hilfsliſte ermöglicht ein⸗ 
mal die ſofortige Auffindung einer geſuchten Er⸗ 
kennungsnummer in der Hauptliſte, und zweitens 
macht ſie erſichtlich, welche Erkennungsnummern im 
Bezirke noch verfügbar oder wieder frei geworden ſind. 

Zu $ 36. Die Vorſchriften des S 24 der bisher 
geltenden Provinzial⸗Polizeiverordnungen bleiben bis 
auf weiteres in Kraft. 

Zu 8 37. Höhere Verwaltungsbehörden im 
Sinne der 88 5, 6, 8, 14, 18, 23, 27, 31 der 
Bundesratsverordnung find die Regierungs⸗Präſi⸗ 
denten (für den Landespolizeibezirk Berlin der 
Polizeipräſident in Berlin), für die im unmittelbaren 
Dienſt der Heeres verwaltung ſtehenden Kraftfahr⸗ 
zeuge in den Fällen ber 88 5, 6 Abſ. 1, 14 und 
27 die zuſtändigen Militärbehörden (vergl. dazu 
Ziffer VIII der Anweiſung über die Prüfung der 
Führer von Kraftfahrzeugen). 

Polizeibehörden im Sinne des 8 23 find bie 
Wege⸗(Straßen⸗) Polizeibehörden, im übrigen die 
Ortspolizeib hörden. 


Muſter. 

den grs ar T9 

3 Dae ned la: te ee 

Ich beantrage, mirc umſeitig beſchriebene Kraft⸗ 
A zum Verkehr auf öffentlichen Wegen und 
Plätzen zuzulaſſen. 

Das Gutachten des amtlich anerkannten Sach⸗ 
verſtändigen Herrn in 


„ das die Richiigkeit der Angaben unter Nr. 4 
bis 8 ſowie ferner beftätigt, daß das Fahrzeug den 
Anforderungen der Verordnung des Bundesrats über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Februar 1910 
eniſpricht, liegt bei. 

(oder: 

Eine Beſcheinigung, die die Richtigkeit der An⸗ 
gaben unter Nr. 4 bis 8 ſowie ferner beſtätigt, daß 
das Fahrzeug einer fabrikmäßig hergeſtellten und 
behördlich zugelaſſenen Gattung (Typ) angehört und 
den Anforderungen der Verordnung des Bundesrats 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 
3. Februar 1910 entſpricht, liegt bei). 

Gleichzeitig überreiche ich die nach 8 106 ber 
Ausführungsbeſtimmungen zum Reichsſtempelgeſetz 
vom 15. Jali 1909 vorgeſchriebene Anmeldung des 
a zum Zwecke der Erteilung einer Steuer⸗ 
arte. 


Ich bitte, mir das dem Fahrzeug zuzuteilende 
polizeiliche Kennzeichen anzugeben und die Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigung auszufertigen. Das Fahrzeug ſoll in 
e 2 in Betrieb genommen werden. 
Ich beantrage daher, die Zulaſſungsbeſcheinigung und 
die Steuerkarte der Polizeibehörde in 
...zu überſenden, damit dieſe einen 
Termin für die Vorführung des Fahrzeugs an⸗ 
beraumt und, nachdem ihr der Nachweis der Ein⸗ 
zahlung der Reichsſtempelabgabe erbracht iſt, die 
Kennzeichen abſtempelt und mir Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigung und Steuerkarte aushändigt. 


(Untet itu e Enc ð am 


An 
die (höhere Verwaltungsbehörde) 
in ee 


1. | Name und Wohnort des Eigen- 
tümers 


2. | Firma, die das Fahrgeſtell Ber: 
geitellt hat, und Fabriknummer 
des Fahrgeſtells. 


Art und Beſtimmung des Fahr: 
zeugs (Perſonen⸗ oder Laſt⸗ 
fahrzeug). 


Art der Kraftquelle. 


.Anzahl der Pferdeſtärken der 
Maſchine (des Motors). Bet 
ſteuer pflichtigen Fahrzeugen 
auch die nach der Steuerformel 
berechnete Nutzleiſtung des 
Fahrzeugs. 


6. | Eigengewicht des betriebs⸗ 


fertigen Fahrzeugs. 


7. | Zuläſſige Belaſtung (kg oder 
Per ſonen einſchließlich Führer). 


8.] Bei Fahrzeugen, deren Geſamt⸗ 
gewicht (einſchließtich Ladung) 
5 t überſteigt, bie Achsdrucke 
im beladenen Zuſtande. 


144. Das Reichsbrauſteuergeſez vom 15. Juli 
1901 (RGBl. S. 773) wird zwar, ſoweit die in 
§ 58 geregelte Abgabenerhebung von Bier für 
Rechnung von Gemeinden in Betracht kommt, vom 
1. April d. J. ab (8 64 a. a. O.) in ben Ge 
meinden keine erheblichen materiellrechtlichen Neue: 
rungen herbeiführen, denn ble daſelbſt vorgeſehenen 
Bestimmungen über die Höchſtgrenze der Gemeinde 
blerſteuer und das Verhältnis zwiſchen der Beſteue⸗ 
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rung einheimiſcher und eingeführter Biere ſowle über 
die Ausfuhrvergütung entſprechen — abgeſehen von 
der Höchſtbegrenzung der Steuer für alkoholſchwächere 
erſorten — im großen ganzen der Sach- und 
ge der bisherigen Gemeindebterbeneuerung 

in Preußen. Indeſſen erſcheint es erforderlich, die 
Art der Beſteuerung des im Gemeindebezirke ge⸗ 
brauten Bieres inſofern zu ändern, als an die Stelle 
bes 50 proyentigen Zuſchlags zu den Brauſteuer⸗ 
fügen des Neichegefepes vom 31. Mai 1872 ber 
auch für das „eingeführte Bier geltende Höchſtſatz 
von 65 Pfg. für ein Hektoliter — vorbehaltlich der 
geringeren Beſteuerung der alkoholſchwächeren Biere 
— M treten hat. Dieſe Aenderung muß aus drei 
Gründen vorgenommen werden. 
verbündeten Regierungen durch 
des Entwurfs zu dem neuen Brauſteuergeſetze (Druckſ. 
des Reichstags 1907/09, Nr. 995), durch 
gründung zu Artikel IV 
Erklärungen in der Reichstagskommiſſion anerkannt, 


mehr wie bisher der Satz 
Doppelzentner Malz, ſondern der Satz von 2,60 Mk. 
entſprechen würde; daraus folgt, daß bei weiterer 
Beibehaltung der bisherigen Beſteuerungsart des in 
der Gemeinde gebrauten Bieres, d. h. des 50 pro⸗ 
zentigen Zuſchlags zu den Brauſteuerſätzen des 
Reichsgeſetzes vom 31. Mai 1872 — 2 Mk. für 
einen Doppelzentner Malz, das einheimiſche Bier 
im Gegenſatze zu den Grundſätzen des Zollvereini⸗ 
gungsvertrages vom 8. Juli 1867 vor dem einge⸗ 
führten Biere bevorzugt werden würde. Weiterhin 
würde der in dem Randerlaſſe vom 17. September 
1906 (Min.⸗Bl. S. 295) ben Gemeinden in erſter 
Linie freigeftellte Weg, die althergebrachte Form der 
Zuſchläge zu den Brauſteuerſätzen des Reichsgeſetzes 
vom 31. Mai 1872 trotz der Aufhebung dieſes 
Geſetzes auf Grund fingierter Veranlagung der 
ſtaatlichen Brauſteuerſätze aufrecht zu erhalten, zu 
einer immer verwickelteren Berechnung führen, da 
ſeit dem Reichsgeſeße vom 31. Mai 1872 nunmehr 
zwei neue Brauſteuergeſetze erlaſſen find. Endlich 
würde die durch das Brauſteuergeſetz vom 15. Juli 
1909 eingeführte Höchſtgrenze für die Beſteuerung 
des Bieres mit einem Alkoholgehalte von höchſtens 
1% vom Hundert der Menge gemäß 8 58 Abſ. 4 
dieſes Geſetzes eine ſchwierige Umrechnung des 
Fabrikatſteuerſatzes in einen Materialſteuerſatz nötig 
machen. 

Von dieſen Geſichtspunkien aus haben wir das 
anliegende neue Muſter einer Gemeindebier⸗ 
ſteuerordnung aufgeſtellt, in dem auch für das 
in der Gemeinde gebraute Bler an Stelle der 
Materialſteuer eine Fabrikatſteuer vorgeſehen iſt und 
die Abgabenerhebung auch im übrigen auf eine dem 

des Reichebraufteuergefegea vom 15. Juli 
1909 entſprechende Grundlage geſtellt wird. 


Dieſes Muſter wird von jetzt ab bel der Neu: 


einführung einer Gemeindebierſteuer für dle 
Beſchlußfaſſung der Gemeinden als Anhalt 
zu dienen haben. Auch wird darauf zu halten 


ſein, daß bel der Beſchlußfaſſung über Nachträge 
zu bereits beſtehenden Bierſteuerordnungen die 
Ordnungen einer Umarbeitung an der Hand des 
neuen Muſters unterzogen werden. Empfehlens⸗ 
werter iſt es indeſſen, daß die Gemeinden, die 
eine Bierſteuer erheben, allgemein ſchon jetzt eine 
Umarbeitung ihrer Ordnungen nach dem neuen 
Muſter eintreien laſſen und die Beſchlußfaſſung 
darüber ſo zeitig vornehmen, daß die umgearbeiteten 
Ordnungen bereits am 1. April d. J. in Kraft 
treten können, da von dieſem Tage ab mindeſtens 
die Beſtimmungen des Reichs brauſteuergeſetzes vom 
15. Juli 1909 über die Fälligkeit, Zahlung und 
Stundung der Gemeindebierſteuer allgemein durch⸗ 
geführt werden A (88 58 Abf. 6, 64 des ges 
nannten Geſetzes). 

Die Entſchließung über die Zulaſſung hergebrachter 
höherer Steuerſätze bis zum 1. Oktober 1915 gemäß 
8 58 Abſ. 3 a. a. O. bleibt den zur Genehmigung 
und Zuſtimmungserteilung zu den Ordnungen be⸗ 
rufenen Behörden überlaſſen. Soweit dagegen Ge⸗ 
meinden, in denen bisher eine Vergütung der Steuer 
für ausgeführtes Bier nicht ſtattgefunden hat, eine 
Fortdauer dieſes Zuſtandes gemäß § 58 Abſ. 5 
a. a. O. wünſchen, iſt wegen der Zulaſſung ſchleu⸗ 
nigſt an uns zu berichten. Im übrigen bedarf es 
nur in Fällen neuartiger Regelungen eines Berichts 
an uns, auch eine Einreichung der durch Erlaß 
vom 6. Mär; 1902 M. d. J. IVb 549/F. M. III. 
2080. II. 1452 vorgeſchriebenen Nachweiſungen 
gelegemlich der Nachträge zu Steuerordnungen oder 
der Einführung der neuen Steuerordnungen aus 
Anlaß dieſes Erlaſſes hat zu unterbleiben. 

Die Herren Reglerungspräſidenten erſuchen wir 
ergebenſt, dieſen Runderlaß und die Muſterordnung 
den Bezirksausſchüſſen, den Landräten, den Städten 
und Landgemeinden Ihres Bezirks bekannt zu geben. 
Zu dieſem Zwecke ſind die erforderlichen Exemplare 
des Erlaſſes und der Muſterordnung beigefügt, wo⸗ 
bel für jeden Landrat zwei Exemplare berechnet 
worden ſind. Der Erlaß und ſeine Anlage werden 
Im Mintſterialblatt für die innere Verwaltung ver» 
öffentlicht werden. Wir erfuchen, auch den Abdruck 
in den Regierungsamtsblättern zu veranlaſſen. 

Berlin, den 29. Januar 1910. 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
(f. St. 450.) —d 
Ordnung für die Erhebung einer Bierſteuer 
in der Stadt⸗ (Land⸗)/ Gemeinde ar a e. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung (Gemeindevertretung) vom 
wird gemäß $8 13, 18 und 82 des Kommunal⸗ 
abgabengejeges vom 14. Juli 1898 für die Stadt: 


(Lands) Gemeinde folgende Bierſteuer⸗ 
ordnung erlaſſen. 
I. Steuer von dem 
im Gemeindebezirke gebrauten Bier. 
8 1. Steuerpflicht. 

Von dem im Gemeindebezirke gebrauten und zum 
Verbrauche gelangenden Bier wird eine Steuer ers 
hoben, welche 65 Pf. ) für ein Hektoliter, für Bier 
mit einem Alkoholgehalte von höchſtens 1% vom 
Hundert der Raummenge, insbeſondere einfaches 
Bier, Braun⸗, Dünn⸗, Erntebier und ſonſtiges gering⸗ 
wertiges Bier jedoch nur 30 Pf. ) für ein Hekto⸗ 
liter beträgt. Der Steuerberechnung wird der 
Raumgehalt der Gefäße zugrunde gelegt, in denen 
ſich das Bier zur Zeit des Eintritts der Steuer⸗ 
pflicht befunden hat. 

Die Steuerpflicht tritt ein, ſobald das Bier aus 
der Brauerei in den freien Verkehr innerhalb des 
Gemeindebezirks tritt, in einen mit der Brauerei 
verbundenen Ausſchank übergeführt oder in der 
Brauerei oder im Haushalte des Haustrunkbrau r8 
verbraucht wird. Zu dem in der Brauerei ver⸗ 
brauchten Bier gehört insbeſondere auch das Bier, 
welches auf dem Brauereigrundſtück im Haushalte 
des Brauereibeſitzers verbraucht wird. 

8 2. Erfüllung der Steuerpflicht. 

Die Steuer iſt von dem Brauer (auch Haus⸗ 
trunkbrauer) zu entrichten. Sie wird für die wäh⸗ 
rend eines Monats ſteuerpflichtig gewordenen Bier⸗ 
mengen (S 1 Abſ. 2) am letzten Tage des Monats 
fällig und iſt ſpäleſtens am ſiebenten Tage des 
nächſtfolgenden Monats bei der Gemeindekaſſe ein» 
zuzahlen. 

Wird die Zahlungsfriſt wiederholt verſäumt oder 
liegen Gründe vor, die den Eingang der Steuer 
gefährdet erſcheinen laſſen, ſo kann die Sicherſtellung 
der Steuer verlangt werden. 

Gegen Beſtellung vollſtändiger Sicherheit wird 
die Steuer. für eine Friſt von ſechs Monaten ge⸗ 
ſtundet. Ohne Sicherheitsleiſtung kann die Steuer 
auf drei Monate geſtundet werden. Monatebeträge 
unter 20 M. find von der Stundung auegeſchloſſen. 

Ueber das während eines Monats ſteuerpflichtig 
gewordene Bier hat der Brauer ſpäteſtens am fie: 
benten Tage des folgenden Monats der Gemeinde⸗ 
kaſſe eine mit ſeiner Unterſchrift verſehene Nach⸗ 
weiſung in doppelter Ausfertigung vorzulegen, in 
der die einzelnen Biermengen unter Angabe des 
Tages der Abgabe, des Namens und der Wohnung 
des Empfängers, der Art des Bieres, der Zahl, 
der Zeichen und des Raumgehalts der Gebinde oder 


1) Dieſe Sätze bilden die Grenze, bis zu der das Bier für 
Rechnung von Gemeinden beſteuert werden darf (& 58 Abſ. 2 
des Reichsbrauſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909, R. G. Bl. 
S. 773). Es ſteht den Gemeinden frei, mit ihrer Steuer 
unter dieſer Grenze zu bleiben, gegebenenfalls das Vier mit 
einem Alkoholgehalte von höchſtens 19/4 vom Hundert ber 
Raummenge auch ganz frei zu laſſen. 
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Flaſchen forie des Betrages der Bierſteuer aufzu⸗ 
führen ſind. Einzelmengen unter 10 Liter können 
in Tagesſummen als Kleinderkauf angegeben werden. 

Hinſichtlich desjenigen Bieres, welches im Laufe 
eines Monais in der Brauerei oder im Haushalte 
eines Hauetrunkbrauers verbraucht worden tit, braucht 
in der Nachweiſung nur die Geſamtmenge des Ver⸗ 
brauchs an den einzelnen Tagen und im ganzen an⸗ 
gegeben werden. 

Eine Ausfertigung der Nachwelſung wird mit 
Quittung über den gezahlten Steuerbetrag oder, 
wenn der Brauer Stundung genießt, mit Beſchei⸗ 
nigung über die erfolgte Anmeldung zurückgegeben. 
Sie iſt von dem Brauer in einem Sammelhefte 
aufzubewahren und den Aufſichtsbeamten auf Er⸗ 
fordern vorzuzeigen. 

II. Steuer von dem 
in den Gemeindebezirk eingeführten Bier. 
8 3. Steuerpflicht. 

Von dem in den Gemeindebezirk eingeführten 
Bier wird eine Steuer erhoben, welche 65 Pf. ) 
für ein Hekloliter, für Bier mit einem Alkohol⸗ 
gehalte von höchſtens 1 / vom Hundert der Raummenge 
(einfaches Bier, Braun⸗, Dünn⸗, Erntebier und 
ſonſtiges geringwertiges Bier) jedoch nur 30 Pf. ?) 
für ein Hektoliter beträgt. Wegen der Steuer⸗ 
berechnung findet $ 1, Abſ. 1, Satz 2 Anwendung. 

Die Steuerpflicht tritt mit dem Zeitpunkt des 
Empfanges des Bieres (Š 6) ein. 

8 4. Befreiungen. 

Von der Steuer befreit iſt: 

a) Bier, welches in Mengen von nicht mehr als 
zwei Litern eingeführt wird; 

b) Bier, welches durch den Gemeindebezirk nur 
durchgeführt wird; 

c) ſogenanntes Retourbier einer im Gemeinde⸗ 
bezirke gelegenen Brauerei, das in den Brauerei⸗ 
betrieb zurückgenommen wird. 

Durchgeführtes Bier iſt auch ſolches, welches, auf 
der Eiſenbahn zugeführt, ohne in die Gemeinde eln⸗ 
gebracht zu werden, auf dem Bahnhofe lagert und 
demnächſt in den Urgebinden weiterbefördert wird 
oder welches, auf der Achſe oder auf Schiffen ein⸗ 
gegangen, in denſelben Gebinden und mit denſelben 
Frachtbriefen uſw. weitergeht. 

Š 5. Art, Ort, Zeit und Ueberwachung der Einfuhr. 

Jede Einfuhr von Bier muß in geeichten Ge⸗ 
binden mit darauf angegebener Bezeichnung des 
Raumgehalts oder in Flaſchen, die für jedes Fracht⸗ 
ftüd gleichartig find, erfolgen. 

2) Vgl. Anmerkung 1 zu 8 1, Die Steuerſätze für das in 
den Gemeindebezirk eingeführte Bier müſſen den Steuerſätzen 
fü das im Gemeindebezirke gebraute Bier gleich fein. Wird 
das im Gemeindebezirke gebraute alkoholſchwachere Bier (mit 
einem Alkoholgehalte von höchſtens 1%, vom Hundert ber 
Raummenge) von der Steuer frei gelaſſen, ſo muß auch das 


in den Gemeindebezirk eingeführte alkoholſchwächere Vier freie 
gelaſſen werden. 
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Die Einfuhr darf nur auf einer Einfuhrſtraße 
und nur während der Tages zelt geſchehen. Ein⸗ 
luhrſtraßen find die hier einmündenden Eiſenbahnen 
und die als Einfuhrſtraßen vom Gemeinde vorſtand 
ausdrücklich bezeichneten Land⸗ und Waſſerſtraßen 
mit den für letztere beſtimmten Landungsplätzen. 
Als Tageszeit gilt in den Monaten Mai bis Sep: 
tember die Zeit von 6 Uhr morgens bis 7 Uhr 
abends, Monaten Oktober bis April die 
Zeit von 7 Uhr morgens bis 7 Uhr abends. 


Die 
Einfuhr außerhalb dieſer Zeit ift zuläifig, wenn fie 
mitiels der dem offentlichen Verkehr dienenden 
Eiſenbahnen, 


der regelmäßigen Schiffsverbindungen 
oder der Fahr poſten erfolgt, oder wenn in beſon⸗ 
deren Fällen die Erlaubnis vom Gemeindevorſtande 
vorher erteilt worden ifi, letzterenfalls unter den 
babet feſtgeſetzten Bedingungen. 

Jeder Frachtführer iſt verpflichtet, den Aufſichts⸗ 
beamten auf Erfordern die zu den eingehenden 
Bierſendungen gehörigen Begleitpapiere, Fracht⸗ 
briefe uſw. vorzuzeigen. 

3 6. Erfüllung ber Steuerpflicht. 

Die Steuer für das eingeführte Bier iſt von dem 
Empfänger zu entrichten. Sie wird für die während 
eines Monats von auswärts bezogenen Biermengen 
am letzten Tage des Monats fällig unb ift ſpäteſtens 
am fiebenten Tage des nächſtfolgenden Monats bei 
der Gemeindekaſſe einzuzahlen. 

Die Benimmungen des $2 Abſ. 2 und 3 finden 
auch auf die Steuer für das eingeführte Bier An⸗ 
wendung. 7 : 

Wer Bier empfängt, welches von auswärts ein; 
geführt ift, hat der Gemeindekaſſe über das während 
eines Monats empfangene Bier ſpäteſtens am 
fiebenten Tage des folgenden Monats eine mit 
feiner Unterſchrift verfehene Nachweiſung in doppel⸗ 
ter Ausfertigung vorzulegen, aus der die einzelnen 
Biermengen unter Angabe des Tages des Empfangs, 
des Namens und Wohnorts des Abſenders, der 
Art des Bieres, der Zahl, der Zeichen und des 
Raumgehalts der Gebinde ober Flaſchen ſowie des 
Betrages ber Bierſleuer erſichtlich fein müſſen. Der 
Berechnung der Steuer iſt der Raumgehalt der Ge⸗ 
fäße, in denen ſich das Bier beim Empfange be⸗ 
findet, zugrunde zu legen. 

Eine Ausfertigung der Nachweiſung wird mit 
Quittung über den gezahlten Steuerbetrag oder, 
wenn der Steuerpflichtige Stundung genießt, mit 
Beſcheinigung über die erfolgte Anmeldung zurück⸗ 
gegeben. Sie if von dem Steuerpflichtigen in 
einem Sammelhefte aufzubewahren und den Auf⸗ 
ſichtsbeamten auf Erfordern vorzuzeigen. 

III. Aufſichtsmaßnahmen. 
8 7. Lagerbuch. 

Wer ſich mit dem Weiterverkauf ober Ausſchank 
von Bier befaßt, hat über das aus einer einheimt- 
Iden Brauerei oder Handlung oder von auswäris 
bezogene Bier ein Lagerbuch zu führen, in welchem 


jede Bierſorte eine beſondere Abteilung erhält. In 
das Lagerbuch find in bezug auf das bezogene Bier 
Tag und Stunde des Empfangs, der Name des 
einheimifchen Brauers oder Händlers bezw. ‚Name 
und Wohnort des auswärtigen Abſenders, die Art 
des Bieres, Zahl, Zeichen und Raumgehalt der 
Gebinde oder Flaſchen und der Lagerraum, in bezug 
auf das in den Gemeindebezirk oder nach auswärts 
weiterverkaufte oder zum Aueſchank entnommene 
Bier Tag und Stunde des Abgangs, Name und 
Wohnort des Empfängers, die Art des Bieres ſowie 
Zahl, Zeichen und Raumgebalt der Gebinde oder 
Flaſchen, in bezug auf das zum Verbrauch im 
eigenen Haus halt entnommene Bier deſſen Menge 
einzutragen, auch iſt jede Umfüllung in dem Lager⸗ 
buche zu vermerken. Die Eintragungen find alsbald 
nach dem Empfang, der Entnahme oder der Um⸗ 
füllung des Bieres zu bewirken. 

Das Lagerbuch iſt nebſt den Belegen jederzeit zur 
Einſicht der Aufſichtsbeamten bereitzuhalten. Die 
Aufſichtsbeamten find befugt, fid) von ber Richtig⸗ 
keit der Buchführung durch Aufnahme der Lager⸗ 
beſtände zu überzeugen und zu dieſem Zweck alle 
Räume zu betreten, in denen Bter gelagert wird. 
Die Bierhändler ſind verpflichtet, den Beamten die 
zur ordnungsmäßigen Erledigung der Amtegeſchäfte 
erforderlichen Hilfsdienſte zu leiſten oder leiſten zu 
laſſen. 

IV. Ausfuhrvergütung. 
88 


Händlern, die das Lagerbuch nach Š 7 ordnungs⸗ 

mäßig führen, wird für das von ihnen nach auswärts 
verſandte Bier, für welches eine Steuer nach 8 1 
oder § 3 entrichtet worden iſt, die nachweielich ge⸗ 
zahlte Steuer voll vergütet, ſofern über die Identität 
des verſteuerten und des ausgeführten Bieres und 
ſeine Unverſehrtheit kein Zweifel beſteht. 
Der Auſpruch auf die Vergütung iſt bei dem 
Gemeindevorhande monatlich durch Vorlegung einer 
Nachwelſung über die während des Monats nach 
auswärts verſandten verſteuerten Biermengen anzu⸗ 
melden. In der Nachweisung müſſen Tag und 
Stunde des Verſands, Name und Wohnort des 
Empfängers, die Art des Bieres, ſowie Zahl, Zeichen 
und Raumgehalt der Gebinde oder Flaſchen an⸗ 
gegeben ſein. ; 

Der Berechnung ber Vergütung wird der Raums 
gehalt der zur Ausfuhr benutzten Gefäße zugrunde 
gelegt. Die Zahlung der Vergütung erfolgt monat⸗ 
lich durch die Gemeindekaſſe, und zwar, ſofern dem 
Händler Stundung der Bierſteuer bewilligt ift, durch 
Verrechnung auf die geſtundete Steuer pjer durch 
Barzahlung nach Ablauf der Stundungefriſt Sj. 


9) Zur Erleichterung des Handels mit Bier kann der Ge⸗ 
meindevorſtand die Errichtung beſonderer Freilager von un⸗ 
verſteuertem Bier geſtatten. In ſolchen Fällen wird der 
Gemeindevorſtand die näheren Vorſchriften zu erlaſſen haben. 
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V. Zuläſſige Agel ar ungen 


Der Gemeindevorſtand iſt befugt, mit einzelnen 
Steuerpflichtigen (88 2, 6) zum Zwecke der Er⸗ 
leichterung des Verkehrs, ferner betreffs der Zahlung 
und Vergütung der Steuer beſondere Vereinbarun⸗ 
gen zu treffen. Die Vereinbarungen dürfen nicht 
zu Ungleichheiten in der Beſteuerung führen. Sie 
bedürfen der Genehmigung. 

VI. Strafen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer 
Steuerordnung werden, inſofern nicht nach den be⸗ 
ſtehenden Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, 
mit einer Strafe von 3 bis 30 M. belegt. Außer⸗ 
dem iſt im Falle der Steuerhinterziehung die hinter⸗ 
zogene Steuer nachzuzahlen. 

VII. Inkrafttreten der Steuerordnung. 

Dieſe Steuerordnung tritt am 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Bierſteuer⸗ 
ordnung vom außer Kraft. 

VIII. Uebergangsbeſtimmung. 

Soweit beim Inkrafttreten der gegenwärtigen 
Steuerordnung im Gemeindebezirke gebrautes Bier 
bereits nach ben Vorfchriften der bisherigen Ordnung 
verneuert ift, wird die gezahlte Steuer auf die nach 
den Vorſchriften der gegenwärtigen Ordnung etwa 
zu emrichtende Steuer angerechnet. 


Der Magiſtrat. 
(Bürgermeister, Gemeindevorſtand). 
145. Die Frage, welche Waren zu den Markt⸗ 
viktualien im Sinne des Artikels 5 Abſchnitt II 
S 7 Abſ. 2 des Zollvereinigungsvertrages vom 
8. Juli 1867 zu rechnen ſind und deshalb als 
„zur örtlichen Konſumtion beſtimmte Gegenſtände“ 
einer Abgabe für Rechnung von Gemeinden unter⸗ 
worfen werden dürfen, wird im Zweifelsfalle ledig⸗ 
lich nach den örtlichen Gewohnheiten zu beurteilen 
ſein. Es beſtehen indeſſen keine Bedenken, friſche 
Fluß⸗ und Seefiſche, friſche Süßwaſſer⸗ und See⸗ 
krebſe, zubereitete Fiſche, Obſttonſerven, getrocknetes 
Obſt und friſche Südfrüchte den Marktviktualien 
zuzurechnen. Dagegen können Auſtern und ſonſtige 
Schaltiere, Hummer, Kaviar, Kakao, Schokolade und 
Schokoladewaren, Selters⸗ und anderes (natürliches 
oder künſtliches) Mineralwaſſer ſowie Limonaden und 
Fruchtſafte nicht als Marktviktualien angeſehen werden. 

Der Herr Reichskanzler (Reichsſchatzamt) teilt dieſe 
Auffaſſung. 

Berlin C 2, den 28. Januar 1910. (I Bg. 499.) 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
146. Auf Grund des 8 29 Abſaz 2 der Be 
flimmungen über Vorbereilung und Anſtellung im 
Königlichen Forſtſchuzdienſt vom 1. Oktober 1905 
werden für die Regietungebezirke Gumbinnen, Osna⸗ 
brück und Cöln, ſowie für den Bezirk der Hof⸗ 
kammer der Königlichen Familiengüter neue Noiie⸗ 
rungen forſtverſorgungsberechtigter Anwärter bis auf 


weiteres derart ausgeſchloſſen, daß für dieſe Bezirke 
nur Meldungen ſolcher Anwärter angenommen werden, 
die bei Ausſtellung des Forſtverſorgungsſcheins min⸗ 
deſtens 2 Jahre im Forſtſchutzdienſt dieſer Bezirke 
beſchäftigt ſind. (Vorzugsberechtigte Anwärter.) 

Berlin W. 9, den 1. März 1910. 

Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
(III B. F. 314.) 

Regierungspräſident. 
147. Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund ber 88 137, 139 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1888 
und der SS 6, 12 unb 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 in Verbindung 
mit den Beitimmungen des Geſetzes gegen bie Ver⸗ 
unſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden 
vom 2. Juni 1902 (GS. S. 159) wird mit Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes folgendes verordnet. 

8 1. Die Anbringung ſolcher Reklameſchilder 
und ſonſtiger Aufſchriften und Abbildungen, welche 
das Landſchaftsbild verunzieren, iſt im Kreiſe Lebus 
für folgende außerhalb der geſchloſſenen Ortſchaften 
belegene Gebiete verboten: 

a) Gemeinde Wald Sieversdorf und Gut Wüſte 
Sieversdorf; das bergige Gelände weſtlich und 
ſüdlich von der Landſtraße Dahmsdorf nach 
Buckow und nach Wald Sieversdorf mit den 
Bergabhängen und Ufern am Großen und 
Kleinen Däberſee und Papillenſee. 

b) Stadt und Gutebezirk Buckow: 

1. Hofeberg, Luiſenberg, Sandberg, Juden⸗ 
dicktenberg und Stichertsfleck nebſt Berg⸗ 
abhängen nach Lindenſtraße, Königſtraße, 
Neue Promenade, Philippſtraße und an der 
Kleinbahn entlang bis zum Schwarzen See, 
ferner die Höhen und Ufer um den un» an 
dem Schwarzen See, 

2. den Spitzenberg an der Lindenſtraße, 

3. die Höhenzüge und Abhänge öſtlich der Wrie⸗ 
zener Chauſſee von der bebauten Stadt bis 
zum Sophienfließ und die Gärten am 
Sophienfließ und am Schermützelſee öſtlich 
und weſtlich der Wriezener Chauſſee, 

4. das Gelände um den Abendrot⸗See zwiſchen 
Stadtgrenze Sieversdorfer Landſtraße und 
Stöbberfließ, 

5. die Höhenzüge und Ufer zwiſchen dem Buckow⸗ 
und dem Schermützelſee (den ſog. Werder), 

c) Gemeindebezirk Haſenholz und Gutsbezirk Wüſte 
Sieversdorf: : 

1. die Berge und Abhänge zwiſchen der 
Buckow⸗Seepromenade, der Sieversdorfer 
Landſtraße, der Gutsziegelei, dem Scher⸗ 
mützel⸗ und dem Weißen⸗See nebſt Seeufern, 

2. die Haſenholzer Berge nebſt Abhängen und 
Seeufern um den Schermützel⸗See von der 
Landſtraße Haſenholz⸗Buckow bis zur 
Grenzkehle, 
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d) Gutsbezirke Buckow und Münchehofe und 
Gemein debezir ke Münchehofe und Dahmedorf: 
die Höhen, Abhange und Ufer um den 

Großen und Kleinen Klobich⸗See. 

Š 2. Bereits beſtehende Anlagen der im 8 1 ge⸗ 
nannten Ari find bis zum 1. April 1910 zu beſeitigen. 

8 3. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
der 88 1 und 2 werden mit Geldſtrafe bis zu 
60 Mk., an deren Stelle im Unvermögenefalle ent: 
ſprechende Haftstrafe tritt, geahndet. 

4. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage 
ihrer amtlichen Verkündigung in Kraft. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte wird die bisherige 
Polizeiverordnung vom 25. November 1908 (f. Re⸗ 
glerungs-Amtsblatt vom 16. Dezember 1908, 
Stück 51, S. 311) aufgehoben. 

Frankfurt a. O., den 8. März 1910. 

I. H. 61. Der Regierungspräſident. von Schwerin. 
148. Auf Grund des S 8 des Geſetzes gegen 
die Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaftlich 
re 22, Gegenden vom 15. Juli 1907 
GS. S. 260) wird mit Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes folgendes vorgeſchrieben: 

1. Zu Aue führungen von Bauten und baulichen 
Aenderungen in den in vorſtehender Polizeiverordnun 
vom heutigen Tage bezeichneten, außerhalb der auf 
geführien Ortſchaſten belegenen Gebieten des Kreiſes 
Lebus kann die baupolizeiliche Genehmigung verſagt 
werben, wenn dadurch das Landſchaftsbild gröblich 
verunſtaltet werden würde und dies durch die Wahl 
eines anderen Bauplatzes oder eine andere Bau⸗ 
geſtaltung oder die Verwendung anderen Bau⸗ 
materials vermieden werden kann. 

8 2. Dleſe Vorſchrift tritt mit dem Tage ihrer 
amtlichen Verkündigung in Kraft. Mit dem gleichen 
Zeitpunkte wird die bisherige Vorſchrift vom 25. No⸗ 
vember 1908 (f. Regierungs⸗Amtsblatt vom 
16. Dezember 1908 Stück 51 S. 311) aufgehoben. 

Frankfurt a. O., den 8. März 1910. 

Der Regierungspräſident. von Schwerin. 
149. Wiederholt ſind mir Anträge um Aus⸗ 
ſtellung von Erlaubnisſcheinen zur füllen Fiſcherei 
für die jährliche Frühjahrsſchonzeit ſeitens der unter- 
ſtellten Behörden von Perſonen vorgelegt worden, 
die im Jahre 1909 gem. der Bekanntmachung vom 
16. 1. v. Js. (Amtsbl. S. 25/09) Scheine mit 
Dauer „bis auf weiteres“ erhalten haben. 

Die Herren Landräte und Ober bürger⸗ 
meiſter erſuche ich daher, in Zukunft die Anträge 

ierauf genau prüfen zu laſſen. Š 
Es empfiehlt fid, eineentipredjenbe Notizin dieZeitungen 
gelangen zu laſſen, ſoweit dies toftenfrei geſchehen kann. 

Frankfurt a. O., den 12. März 1910. 

I. A. 1159. Der Regierungepröſident. 
150. Grundzüge des Allgemeinen Deulſchen Sprach 
vereins über die Schrelbweiſe von Straßen. zc namen. 

Die Grundwörter aller Straßenbenennungen: 
„ eſtraße, . gaſſe 2. platz,. .. allee, 


. . . chauſſee, . . . promenade, . . ufer, 
ee en, , Hen T... EDU, 
... brücke uſw. finb mit bem Beſtimmungswort, 
wie folgt, zuſammenzuſetzen: 

5 3t n Bestimmungswort ein Hauptwort und 
bildet es, mit einem der vorgenannten Grundwörter 
zuſammengefaßt, eine leicht überſichtliche Zuſammen⸗ 
fegung, To verſchmilzt es mit feinem Grundworie zu 
einem Worte, z. B. Immanvelkirchſtraße, Janowitz⸗ 
brücke, Achenbachbrücke, Kaiſerdamm, Ebereſchenallee, 
Gendarmenmarkt, Mommſenſtraße, Friedrichſtraße, 
Schillerplatz. 

2. ai. EA bie Zuſammenſetzung nicht überſichtlich fo 
werden Beſtimmungs. und Grundwort durch Binde⸗ 
ſtrich getrennt. Da nun bei mehrgliedrigen Zu⸗ 
ſammenſetzungen, wenn zwei Namen oder ein Titel 
und Name als Beſtimmungswörter vor das Grund⸗ 
wort (. . . . ſtraße uſw.) treten, der zweite Be⸗ 
ſtandteil der Beſtimmung dem Grundwort nicht 
näher ſteht, als der erſte, ſo muß auch das Grund⸗ 
wort mit dem letzten Teile des Beſtimmungewortes 
durch einen Bindeſtrich verbunden werden, alſo 
Friedrich⸗Wilhelm⸗Straße, Prinz⸗Auguſt⸗von⸗Würt⸗ 
temberg Straße, Prinz⸗Auguſt⸗Wilhelm⸗ Straße, Von⸗ 
der⸗Heydt⸗Straße, Auguſte⸗Viktorig⸗Platz, Eyke⸗von⸗ 
Repkow⸗Platz, Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal, Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Brücke. 

3. Iſt das Beſtimmungswort ein Eigenſchaftswort, 
auch wenn es von einem Hauptworte abgeleitet tft, 
ſo wird es nicht mit dem Grundworte verbunden, 
3. B. Breite Straße. Große Querallee, Franzöfiſche 
Straße, Leipziger Straße, Potsdamer Platz, Alte 
Schönhauſer Straße. Dagegen müſſen Formen, 
wie Habsburgerplatz, Wettinerſtraße, Wickingerſtraße 
in einem Worte geſchrieben werden, weil die Be⸗ 
ſtimmungswörter hier nicht von Städtenamen ab⸗ 
geleitet ſind, ſondern das Geſchlecht bezeichnen (ool. 
Hohenſtaufenplatz, Markomannenallee). 

Vorſtehende Grundſätze, die auch die Reichs poſt⸗ 
verwaltung ſich zu eigen gemacht hat, werden den 
nachgeordneten Behörden zur Beachtung mitgeteilt. 

Frankfurt a. O., den 9. März 1910. 

I. B. 632. Der Regierungspräſident. 

Andere Behörden. 

151. Die Verſendung mehrerer Pakete mit einer 
Poſtpaketadreſſe ij für die Zeit vom 20. bie einſchl. 
27. März nicht geitattet. 

Berlin W. 66, den 3. März 1910. 

Der Staatsſekretär des Reichspoſtamts. 
152. In Lindow (Kr. Oſiſternberg) ijt eine eles 
graphenanſtalt mit öffentlicher Fernſprechſtelle ers 
öffnet worden. 

Kaiserliche Ober⸗Poſtdirektion Frankfurt (Ober). 

153. Durch Beſchluß des Bundesrats vom 

20. Januar 1910, 8 45 der Protokolle, iſt die 

Abgabe für die vom 1. Januar 1910 ab bei der 

Herftelung von Tabakerzeugniſſen verwendeten 

Tabakerſaßſtoffe auf 85 Mk. für den Doppelzentner 
18* 
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der Erſatzſtoffe in verarbeitungsreifem Zuſtand feſt⸗ 
geſetzt worden. 
Berlin, den 25. Februar 1910. 
Der Präſident der Oberzolldirektion. 
154. Die Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 76 I, wird 
a) die am 1. April b. Js. fälligen Zinsſcheine 
der Rentenbriefe aller Provinzen vom 18. bis 
24. b. Mts., 
b) bie ausgeloften, am 1. April b. Is. fálligen 
Rentenbriefe aller Provinzen vom 21. bis 
24. d. Mts. 
einlöſen und demnächſt vom 1. April d. Js. ab mit 
ber Einlöſung fortfahren. 
Berlin, den 9. März 1910. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
155. Unſer Geſchäftelokal tft nach Berlin W. 62, 
Keithſtraße 15/15, Telephon⸗Amt VI a 19539, 
verlegt worden. 


Lehrerſtellen. 

156. Zum 1. April b. Js.: Kreis Calau: Dobri⸗ 
ſtroh 8. 2. Kreis Landsberg: Sieg L. Kreis 
Lübben: Biebersdorf L. Kreis Soldin: Bärfelde 
K. u. L. Kreis Landsberg: Spiegel 3. L., unbe⸗ 
ſtimmt. Kreis Königsberg: Peetzig 2. L., unbeſtimmt. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 


Nichtamtliches. 


157. Die Eröffnung des nächſten Kommunal⸗ 
Landtags des Markgraftums Niederlauſitz iſt auf 
ben 3. April ds. Js. feſtgeſetzt worden, was wir 
hierdurch mit dem Bemerken zur allgemeinen Kenntnis 
bringen, daß die an denſelben etwa zu richtenden 
Anträge wenigſtens 14 Tage zuvor hierher einge⸗ 
reicht werden müſſen. 
Lübben, den 23. Februar 1910. 


Landes⸗Deputatton des Markgraftums Niederlauſitz. 
158. Forſter Stadteiſenbahn. 

Mit Wirkſamkeit vom 1. April 1910 erſcheint 
zu dem ab 1. Mai 1905 giltigen Lokaltarif der 
Nachtrag III, durch welchen in der Anlage II die 
ab 1. April 1910 giltigen neuen Beſtimmungen und 
Sätze für die zoll⸗ und ſteueramtliche Abfertigun 
(Deutſcher Eifenbahn-Gütertarif, Teil I, Abteilung B) 
für bie Forſter Stadthahn zur Einführung kommen. 
München, den 7. März 1910. 

Die Direktion der Lokalbahn⸗Aktiengeſellſchaft. 


Wir erſuchen daher ganz ergebenſt, alle für uns 
beſtimmten Sendungen nach Berlin W. 62, Keith⸗ 
ſtraße 15/15 a und Geld⸗ und Wertſendungen vom 
1. April d. Js. ab nicht mehr an die Branden⸗ 
burgiſche Landeshaupikaſſe, ſondern an die Haupt⸗ 
kaſſe der Landes⸗Verſicherungsanſtalt Brandenburg 
in Berlin W. 62, Reithitraße 15/15, zu richten 

Berlin, den 10. März 1910. 

Der Vorſtand der Landes⸗Verſicherungsanſtalt 

Brandenburg. 


159. 


Nachſtehender Verteilungsplan über die von den einzelnen 


verbänden, Gemeinden, Gutsbezirken) für die Zeit vom 1. April 1909 bis 31. März 1912 zur Volks⸗ 
ſchullehrer⸗Witwen⸗ 


wird gemäß § 15 Abſ. 4 des Geſetzes vom 4. Dezember 1899 (G. S. S. 587) und 8 10 des Geſetzes 
vom 23. Juli 1893 
Gegen den 


beträgt nach den aufgeſtellten 
Wahrſcheinlichkeitsberechnungen für die drei Rechnungsjahre zuſammen 88210 M., in jedem der drei 
Rechnungsjahre find daher aufzubringen 88210 M.: 3 — 29403 M., rund 29400 M. 


außer Berechnung geblieben ijt (8 15 Abſ. 4 des Geſetzes vom 4. 12. 1899) . 4961900 M., 
Auf die ein⸗ 


Frankfurt a. O., den 7. März 1910. 
Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Körner. 
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Kreis Arns⸗ 
walde. 
Arnswalde 
Neuwedell 
Reetz 
Althütte 
Altklücken 
Berkenbrügge 
Bernſee 
Cölpin 
Diebelbruch 
Friedenau 
Fürſtenau 
Glambeck 
Göhren 
Granom 
Grüneberg 
Hagelfelde 
Haſſendorf 
Helpe 
Heidekavel 
Hitzdorf 
Hochzeit 
Jägersburg 
Kleinſilber 
Kloſterfelde 
Kölzig 
Krampe 
Kranzin 
Kratznick 
Kürtow 
Lämmersdorf 
Langenfuhr 
Lenzenbruch 
Liebenow 
Marienwalde 
Mienken 
Nantikow 
Neuklücken 
Neuſtüdnitz 
Pammin 
Plagow 
Raakow 
Raduhn 
Regenthin 
Reierort 
Rietzig 
Rohrbeck 
Röftenberg 
Sammenthin 
Schlagenthin 
Schönfeld 
Schwachenwalde 


E. 
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Sellnow 
Silberberg 
Spechtsdorf 
Springe mit 
Marienthal 
Steinberg 
Steinbuſch 
Stolzenfelde 
Wardin 
Zägensdorf 
Zatten 
Zühlsdorf 
Sa. Kr. Arns⸗ 
walde 


Kreis Calau. 
Calau 
Drebkau 
Lübbenau 
Senftenberg mit 
Buchwalde, 
Thamm 
Jüttendorf 
Vetſchau 
Almoſen 
Altdöbern 
Bahnsdorf 
Barzig 
Biſchdorf 
Boblitz 
Bolſchwitz 
Brieske 
Bronkow 
Buchwäldchen 
Bückgen 
Dobriſtroh 
Dörrwalde 
Drochow 
Friedrichsthal 
Greifenhain 
Groß⸗Beuch ow 
Groß⸗ Jehſer 
Groß⸗Kleſſow 
Groß⸗Koſchen 
Groß⸗Lübbenau 
Groß⸗ Sei ow 
Groß⸗Räſchen 
Hörlitz 
Kahnsdorf 
Kalkwitz 
Kaſel 
Kauſche 
Klein⸗K oſchen 


Dienſt⸗ 
eina 
fom: 
men 


2800 28| — 
800 8 — 
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Klein⸗Räſchen 
Klettwitz 
Koßwigk 
Koſtebrau 
Laaſow 
Laubſt 
Lauta 
Lehde 
Leipe 
Lipten 
Lubochow 
Luckaitz 
Lugk 
Meuro 
Miſſen⸗Jehſchen 
Muckwar 
Naundorf b. R. 
Naundorf b. V. 
Neu⸗Petershain 
Ogroſen 
Petershaln 
Pritzen 
Radduſch 
Ragow 
Raunow 
Reddern 
Rehnsdorf 
Steppift 
Repten⸗Loben⸗ 
dorf 
Saalhaufen 
Särchen mit 
Annahütte 
Saßleben 
Sauo 
Schmogro 
Buckow 
Schönfeld 
Sedlitz 
Seeſe 
Siewiſch 
Steinitz 
Stennewitz 
Stöbritz 
Stotthof 
Stradow 
Suſchow 
Terpt 
Tornow 
Weiſſagk b. C. 
Weiſſagk b. V. 
Wend.⸗Lieske 


| Wend.⸗Sornow 


Dienſt⸗ 
ein⸗ 
kom⸗ 
men 


| 


unb 


Schulverband 


Werchow 
Wormlage 
Wüſtenhain 
Zerkwitz 
Zinnitz 
Zſchipkau 
Zſchornegosda 


Sa. Kr. Calau 331800 ee 


Stadtkreis 
Cottbus 


Landkreis 

Cottbus 
Peitz 
Babow 
Bärenbrück 
Brahmow 
Branitz 
Brieſen 
Burg, Dorf 
Burg, Kauper 
Burg, Kolonie 
Dahlitz 
Diſſenchen 
Diſſen 
Döbbrick 
Drachhauſen 
SDrebnom 
Drewitz 
Drieſchnitz 
Eichow : 
Fehromw 
Frauend orf 
Gablenz 
Gahry 
Gallinchen 
Glinzig 
Gosda 
Grötſch 
Großdöbern 
Großgaglow 
Großlieskom 
Großoßnig 
Guhrow 
Gulben 
Haaſow 
Hänchen 
Heinersbrück 
Jaͤnſchwalde 
Kahren 
Kat hlow 
Kiekebuſch 


182200 


16700 
2700 
700) 
1400 
3400 
1900 
7400 
3100 
1800 
700 
1200 
1800 
3900 
3400 
3400 
2900 
2500 
1106 
2800 
700 
1200 
2700 
1400 
2800 
700 
700 
1000 
2600 
8600 
1000 
900 
900 
2700 
800 
1600 
8900 
1800 
1100 
1900 
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Kleindöbern 
Klinge 
Kolkwitz 
Kompiendorf 
Koppatz 
Krleſchow 
Laubsdorf 
Leuthen 
Limberg 
Madlow 
Mattendorf 
Mauſt 
Merzdorf 
Milkersdorf 
Müſchen 
Neuendorf 
Neuhauſen⸗ 
Bräſinchen 
Ottendorf 
Bapik 
Preilack 


Roggoſen 


Ruben 
Sachſendorf 
Saspow 
Schlichow 
Schmellwitz 
Schmogrow 
Schoͤnhöhe 
Schorbus 
Sergen 
Skadow 
Striefom 
Ströbitz 
Sylomw 
Tauer 
Trebendorf 
Turnow 
Werben 
Willmersdorf 
Zahſow 


24 


Dienft 
eins 
kom⸗ 
men 


2600 
1900 
5900 
3200 
1400 
1600 
2700 
2300 
1700 
3700 

700 
2500 
2500 

700 
2500 

700 


Sa. Landkreis 


Cottbus 


Kreis 

Spremberg. 
Spremberg 
Bagenz 
Bohsdorf 
Byhlow 
Dubraucke 
Friedrichshain 
Grauſtein 


201600 


56700 
900 
1100 
1100 
1800 
2600 
2600 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


% | 
ei 2 
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567, — 
— 
111 — 
11|— 
18 — 
26 — 
26| — 
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Großbuckow 
Großluja 
Heinrichsfeld 
Horno 
Jeſſen 
Kantsdorf 
Kleinloitz 
Kochsdorf 
Neuwelzow 
Proſchim 
Reuthen 
Roitz 
Slamen 
Selleſſen 
Stradow 
Terppe 
Trattendorf 
Welzow 
Weskow 
Wolkenberg 
Wolfshain 
Sa. Kr. Sprem⸗ 
berg 


Kreis 
Croſſen a. O. 
Bobersberg 
Croſſen a. O. 
Sommerfeld 
Alt⸗Rehfeld 
Baudach 
Beutnitz 
Bielow 
Bindow 
Brankow 
Braſchen 
Briesnitz 
Chrumow 
Dachow 
Deichow 
Deutſch⸗Nettkow 
Deutſch⸗Sagar 
Doberſaul 
Drehnow 
Drewitz 
Dubrow 
Eichberg 
Gersdorf 
Göhren 
Goskar 
Grabkow 
Grieſel 
Gr.⸗Blumberg 


Dienſt⸗ 
ein⸗ 
kom⸗ 
men 


fh 


Kaſſen⸗ 


beitrag 
2 


8600 ⁵36— 
9900 29 — 
14000 14 — 
2300 23 — 
5300[ 53 — 
2300 ` 93 — 
2700 2U — 
21000 21 — 
5200 52 — 
3200 32 — 
1200 12 — 
1 
12900 129 — 
2100| 21 — 
2100 21 — 
1700. Sa 
3000 30 — 
2600 261 — 
700 ae 
1000| Ag 
700 cs 
126900| 1969 — 
70000 70 — 
28700 287 — 
55000 550 — 
2100 21 — 
2000 20 — 
3600 36 — 
1200 12 — 
1000 10 — 
700 des 
1500 15 — 
1900 19 — 
2700 [ 27 — 
1000 10 — 
2700 207 — 
2000 20 — 
1800 18 — 
1600 16 — 
8000 30 — 
700 7 — 
700 7d 
1500  15|— 
3100| 31 — 
4700 4% 
2700| 3800 — 
2700 27 — 
1400 14 
2700 27— 
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Grunow 
Güntersberg 
Guhlow 
Heidenau 
Hermswalde 
Qunbsbelle 
Jähnsdorf 
fübmen 
Klebow 
Kl.⸗Blumberg 
Koſſar 


Krämersborn 
Kuckädel 
Kunersdorf 
unow 

Kurtſchow 
Leitersdorf 
Liebthal 
Lippen 
Logau 

»Lochwitz 
Merzdorf 
Merzwieſe 
Meſſow 
Münchs dorf 
Neuendorf 
Neukunersdorf 
Neu⸗Rehfeldt 
Pfeifferhahn 
Plau 


Pollenzig 
Pommerzig 
Preichow 
Radenickel 
Rädnitz 
Riesnig 
Rusdorf 
Scheegeln 
Schmachtenhagen 
Schönfeld 
Siebenbeuthen 
Skyren 
Straube 
Tammendorf 
amnitz 
Thiemendorf 
Topper 
Tornow 
Trebichow 
Treppeln 
Tſchausdorf 
Weiſſig 
Wellmig 


I Biene | 
ein⸗ 
kom⸗ 


= 


Kaſſen⸗ 
beitrag 
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Wend.⸗Sagar 

Zettitz 

Sa. Kr. Croſſen 

a. d. Oder 


Stadtkreis 


Frankfurt a. O. 194400 


Kreis Lebus. 
Buckow 
Fürſtenwalde 
Lebus 
Müllroſe 
Müncheberg 
Seelow mit 


SeelowerLooſe 16900 


Altlangſow 
Altmahliſch 
Altroſenthal 
Arensdorf 
Beerfelde 
Berkenbrück 
Biegen 
Biegenbrück 
Booßen 
Brieſen mit 
Kers dorf 
Brieskow 
Buchholz 
Dahmedorf 
Demnitz 
Diedersdorf 
Döbberin 
Dolgelin 
Engershorf 
Falkenberg 
Falkenhagen 
Friedersdorf 
Garzin 
Genſchmar 
Görlsdorf 
Golzow 
Gorgaſt 
Groß Neuendorf 
Guſow 
Hangelsberg 
Haſenfelde 
Haſenholz 
Hathenow 
Heinersdorf 
ermersdorf 
Hohenjeſar 
Hohenwalde 


Dienſt⸗ 
ein⸗ 
kom⸗ 

men 


700 
3000 


2600 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


. 
30 — 


D 
em 

2 
| 


Dienſt⸗ 


kom⸗ 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


men y 3 


Hoppegarten 
Yacobedorf 
Jänickendorf 
Jahnsfelde 
Karzig 
Kienitz 
Kiehnwerder 
Kl.⸗Neuendorf 
Klieſtom 
Lehmannshöfel 
Leiſchin 
Libbenichen 
Lichtenberg 
Lietzen 
Loſſow 
Madlitz 
Mallnom 
Manſchnow 
Markendorf 
Marxdorf 
Neuendorf 
Neuentempel 
Neuhardenberg 
Neulebus 
Neulangſow 
Neumahliſch 
Neutucheband 
Niederjeſar 
Oberlindow 
Obersdorf 
Ortwig 
Petersdorf 
Petershagen 
Pillgram 
Plalkow 
Podelzig 
Quappendorf 
Rathſtock 
Reitwein 
Roſengarten 
Sachſendorf 
Schönfelde 
Schönfließ 
Sieversdorf 
Sophienthal 
Steinhöfel 
Tempelberg 
Trebnitz 
Trebus 
Treplin 
Tucheband 
Tzſchezſchnow 
Wilhelmsaue 


Weißenſpring 700 
Willmersdorf 1100 
Merbig 2700 
Worin 800 
Wald⸗Sievers⸗ 

dorf 700 
Wüſte⸗Kunersdorff 1200 
Wuhden 1100 
Wulkow 1000 
Zechin 7400 


Kreis Friede⸗ 


berg Nm. 
Drieſen 34500 
Friedeberg Nm. 31700 
Woldenberg 2300 
Altbeelitz 2100 
Altenfließ 3600 
Altgurkowſch⸗ 

bruch 3000 
Althaferwleſe 900 
Altkarbe 4500 
Altkarberberge 1300 
Birkholz 3400 
Blumenfelde 2800 
Brand 800 
Braunsfelde 2700 
Breitenſtein 1000 
Breitenwerder 1400 
Brenkenhofs⸗ 

walde 1400 
Buchwerder 1900 
Büſſow 1700 
Dolgen 900 
Dragebruch 2700 
Eſchbruch 3600 
Falkenſtein 2400 
Franzthal 1000 
Friedebergſch⸗ 

bruch 1100 
Friedrichsdorf 3600 
Friedrichshorſt 900 
Geilenfelde 2800 
Gotiſchimm 4000 
Gottſchimmer⸗ 

bruch 3300 
Gurkom 6800 
Guſcht 1600 
Guſchterbruch 2400 
Guſchter⸗ 

holländer 2300 
Hammer 900 
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Hermsdorf 
Hohenkarzig 
Lauchſtädt 
Lichtenow 
Lubiath 
Mansfelde 
Marienthal 
Mehrenthin 
Modderphuhl 
Modderwieſe 
Mückenburg 
Mühlendorf 
Netzbruch 
Neuanspach 
Neubeelitz 
Neudeſſau 
Neuerbach 
Neugurkowſch⸗ 
bruch 
Neuhaferwieſe 
Neumecklenburg 
Neuteich 
Neuulm 
Pehlitz 
Rohrsdorf 
Rothegrund 
Schlanow 
Schöneberg 
Schönfeld 
Schöningsbruch 
Schönrade 
Schüttenburg 
Seegenfelde 
Tankow 
Trebitſch mit 
Trebitſcherfeld 
Vorbruch 
Vordamm 
Wildenow 
Wolgaſt 
Wugarten 
MWupig 
Sa. Kr. Friede: 
berg Nm. 


Stadtkreis 
Guben 


Landkreis 
Guben. 
Fürſtenberg a. O.] 25200 
Atterwaſch 
Bärenklau 


Earn 
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Beitzſch 
Birkenberge 
Bomsdorf 
Bremsdorf 
Breslack 
Dielo 
Fünfeichen 
Germersdorf 
Göhlen 
Grano 
Grießen 
Großböſitz 
Großbreeſen 
Großdrenzig 
Großdrewitz 
Großgaſtroſe 
Gubinchen 
Henzendorf 
Horno 
Jetſchko 
Kaltenborn 
Kanig 
Kerkwitz 
Kieſelwitz 
Kleindrenzig 
Kobbeln 
Koſchen 
Krebsjauche 
Kuſchern 
Laaſo 

Lahmo 
Lübbinchen 
Markersdorf 
Mehlen 
Merke 
Möbiskruge 
Mückenberg 
Neuzelle 
Niemaſchkleba 
Niemitzſch 
Oegeln 

Oſſig 

Pohlltz 
Pohlo 
Räſchen 
Ratzdorf 
Reichenbach 
Rießen 
Saude⸗Döbern 
Schenkendöbern 
Schenkendorf 
Schönfließ 


Seitwann 


Kaſſen⸗ 


I 
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Sembten 
Stargardt 
Starzeddel 
Strega 
Streichwitz 
Tzſchernowitz 
Tſchernedorf 
Vogelſang 
Wallwitz 
Wellmitz 
Ziltendorf 


Sa. Landkreis 
Guben 


Kreis Königs⸗ 
berg Nm. 
Bärwalde 
Fürſtenfelde 
Königsberg Nm. 
Cüſtrin 
Mohrin 
Neudamm 
Bad Schönfließ 
Zehden 
Adl. Reetz 
Altdrewitz 
Altenkirchen 
Altglietzen 
Alicüſtrinchen 
Altlietzegöricke 
Altreetz 
Altrüdnitz, 
Alt⸗Wuſtrow 
Batzlow 
Bärfelde 
Belgen 
Bellin 
Bellinchen 
Bernickow 
Blankenfelde 
Bleſſin 
Brahlitz 
Butterfelde 
Darrmietzel 
Dobberphul 
Dölzig 
Duͤrren⸗Selchow 
Falkenwalde 
Gabow 
Gellen 
Goſſow 
Görlsdorf 
Grabow 


Dienſt⸗ 
ein⸗ 


kom⸗ 


men 


irn 


Eat 


Kreis⸗ 
und 


Schulverband 


Großmantel 
Groß⸗Wubiſer 
Grüneberg 
Grünrade 
Güſtebieſe 
Hälſe 
Hanſeberg 
Hohenkränig 
Hohenlüb bichow 
Hohenwutzow 
Jädickendorf 
Kalenzig 
Karlebieſe 
Karlshof 
Kerſtenbrügge 
Kietz 
Kleinwubiſer 
lemzow 
Klewitz 
Kloſſow 
Kutzdorf 
Kutzdorfer⸗ 
Eiſenhammer 
abern 
Nahauſen 
Neubleyen 
Neuenhagen 
Neuglietzen 
Neuküſtrinchen 
Neulietzegöricke 
Neumühl 
Neuranft 
Neureetz 
Neurüdnitz 
Neuſchaumburg 
Neutornow 
Neuwuſtrow 
Niederkränig 
Nieder lübbichom 
Niederſaathen 
Niederwutzow 
Nordhauſen 
Peetzig 
Pätzig 
Quartjchen 
Raduhn 
Rehdorf 
Reichenſelde 
Rohrbeck 
Schaumburg 
Schiffmühle 
Schmarfendorf 
Schönfeld 


Dienſt⸗ 
ein 


kom⸗ 
men 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


Reise [mie 
m e 

Schulverband | men 
Sellin 2400 
Stolzenfelde 900 
Theeren 900 
Troſſin 800 
Vietnitz 1000 
Voigtsdorf 2500 
Warnitz 2000 
Wartenberg 900 
Wedell 2800 
Wilkersdorf 3700 
Wittſtock 2700 
Woltersdorf 2800 
Wrechow 2500 
Zachow 1500 
Zäckerick 6400 
Zellin 6100 
Zicher 4100 
Zorndorf , 9500 
Sa. Kr. Königs: 

berg Nm. 400400 

Stadtkreis 

Landsberg 

a. W. 156200 
Landkreis 
Landsberg 
a. W. 

Alerandersdorf | 2900 
Alt-Diedersdorf]| 2700 
Altenforge 1800 
Annenaue 2400 
Balz mit Neu⸗ 

balz 3700 
Bergkolonie 2500 
Berkenwerder 3300 
Berneuchen 2900 
Beyersdorf 3100 
Blockwinkel 1600 
Blumberg 5400 
Blumenthal 1400 
Borkow 1000 
Brieſenhorſt 3100 
Bürgerbruch 2100 
Chriſtophswalde 3200 
Dechſel mit 

Oberalvens⸗ 

leben 5100 
Derſchau 2800 
Dühringshof 5000 
Egloffſtein 1600 
Eſperance 1900 
Eulam 2200 

14 


Jb 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


lo. 


24 


xD 
boi - 1] 


1562 


und 
Schulverband 


Fichtwerder 
Friedrichsberg 
Gennin 
Genninſch⸗ 
Warthebruch 
Gerlachsthal 
Gieſenaue 
Grahlow 
Großczettritz 
Groß⸗Cammin 
Hagen 
Heinersdorf 
Hohenwalde 
Jahnsfelde 
Johanneshof 
Johannes⸗ 
wunſch 
Kattenhorſt 
Kernein 
Kladow 
Kleinczettritz 
Kleinheide 
Landsberger 
Holländer 
Liebenow 
Liebenthal 
Lindwerder 
Lipke 
Lipkeſchbruch 
Loppow 
Lorenzdorf 
Loſſow 
Lotzen 
Ludwigsruh 
Ludwigsthal 
Marienſpring 
Marwitz 
Maſſin 
Maſſow 
Morrn 
Neudiedersdorf 
Neuendorf 
Plonitz 
Pollychen 
Pollychener 
Holländer 
Pyrehne 
Pyrehner 
Holländer 
Ratzdorf 
Raumerswalde 
Rodenthal 
Rohrbruch 
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Kreis⸗ 
und 


Schulverband 


kom⸗ 


Dienſt⸗“ 
ein⸗ 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


men 2 


Roßwieſe 
Scharnhorſt 
Schönewald 
Schützenſorge 
Seidlitz 
Spiegel 
Stennewitz 
Stolzenberg 
Damſel 
Tornow 

Vietz 

Vietzer Schmelze 
Warnick 
Wepritz 
Wilhelmsbruch 
Wormsfelde 
Worholländer 
Zanzhauſen 
Zantoch 
Zanzin 
Zechow 

Sa. Landkreis 
Landsberg a. W. 234600 


Kreis Luckau. 
Dobrilugk 9100 
Jinſterwalde 49000 
Golßen 10000 
Kirchhain 21500 
Luckau 20800 
Sonnewalde 5300 
Alt⸗Golßen 2200 
Arenzhain 3000 
Babben 1900 
Beesdau 900 
Bergen 700 
Betten 2000 
Bornsdorf 700 
Breitenau⸗ 

Preſchna 2500 
Brenitz 70⁰ 
Brieſen 2500 
Buckowien 1000 
Deutſch⸗Lieskau 2900 
Deuiſch⸗Sorno 1000 
Dollenchen 1000 
Drahnsdorf 3000 
Drehna, Fürftl.| 3800 
Dröſſigk 2500 
Duben 1100 
Dübrichen 2000 
Egsdorf 700 
Eichholz 1000 


Kreis⸗ 


und 


Schulverband 


Falkenhain 
Fiſchwaſſer 
Frankena 
Frankendorf 
Freiwalde 
Friedersdorfb. B. 
Friedersdorfb. D. 
Gahro 
Gehren 
Gießmannsdorf 
Göllnitz 
Görlsdorf 
Gohra 
Golmif 
Golßen Land 
Goßmar b. L. 
Gopmar b. S. 
Großbahren 
Großkraußnigk 
GroBlubolg 
Gröbitz⸗Möllen⸗ 
dorf 
Gruhno b. D. 
Hennersdorf 
Hohendorf 
Jetſch 
Kaden 
Kahnsdorf⸗ 
Zaakow 
Kaſel 
Kemlitz 
Kleinkraußnigk 
Kreblitz 
Krienitz 
Kroſſen 
Lichterfeld 
Liedekahle 
Lindena 
Lindthal 
Lugau 
Maſſen 
Münchhauſen 
Nehesdorf 
Neuendorf 
Nexdorf 
Niewitz 
Oderin 
Oppelhain 
Oſſagk 
Paſerin 
Pitſchen 
Poley 
Ponsdorf 


Kreis⸗ 
und 
Schulverband 
Prießen 
Reichwalde 
Rietzneuendorf 
Rückersdorf 
Rutzkau 
Sallgaſt 
Schacksdorf 
Schadewitz 
Schenkendorf 
Schilda 
Schlabendorf 
Schönborn 
Schönwalde b. B. 
chönwalde 5.9. 
ellendorf 
Staupik 
Tanneberg 
Trebbug 
Tröbig 
Waldow 
Waltersdorf 
Wehnsdorf 
Weiſſagk 
Wend.⸗Drehna 
Werenzhain 
Zeckerin⸗Pahls⸗ 
dorf 


Zieckau⸗ 
Kummrltz 

Zöllmersdorf 

Zügen 


Sa. Kr. Luckau |; 


Kreis Lübben. 
Friedland 
Lleberoſe 
Lübben 
Altzauche 
Biebersdorf 
Blasdorf 
Brieſen 
Butzen 
Byhleguhre 
Byhlen 
Choſſewitz 
Dammendorf 
Dobberbus 
Dollgen 
Dürrenhofe 
Goſchzſchen 
Goyatz 
Gröditzſch 
Großbrieſen 


Dienſt⸗ 
ein⸗ 


kom⸗ 
men 


— 
FF 
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Kreis⸗ Dienſt⸗ 
und bue 
Schulverband 
Großleine 2900 
Großleuthen 1800 
Großliebitz 70⁰ 
Großmuckrow 100 
Grunow 3000 
Günthersdorf 700 
Guhlen 700 
Hartmannsdorf 1400 
Jamlitz 1200 
Jeſſern 700 
Saminden 100 
Kleinlubolz 2700 
Kleinmuckrow 900 
Krugau 2000 
Kuſchkow 2700 
Laaſow 700 
Lamsfeld 1300 
Lees kow 2500 
Leibchel 1900 
Leißnitz 900 
Lindow 70⁰ 
Mittweide 800 
Mixdorf 2000 
Mochow 1300 
Neuzauche 4600 
Niewiſch 2900 
Pieskow 900 
Pinnow 800 
Pretſchen 900 
Radensdorf 2500 
Reicherskreuz 700 
Reudnitz 70⁰ 
Sacro 70⁰ 
Schlepzig 1700 
Speichrow 100 
taafom 1900 
Steinkirchen 5100 
Staupitz 4400 
Syckadel 2700 
Trebitz 900 
Treppendorf 2300 
da el 1400 
aldom 700 
Wieſe 700 
Wittmannsdorf 1000 
Wußwergk 1600 
aue 1200 
Zeuſt 2200 


Kaſſen⸗ 


2 


Sa. Kr. Lübben [138000 


Kreis Soldin. 
Berlinchen 


29900 
Bernſtein 


12600 


1380| — 


299| — 
126 — 


Kreis⸗ 
und 


Schulverband 


Lippehne 
Soldin 
Adamsdorf 
Bärfelde 
Batow 
Brügge 
Breitebruch 
Chursdorf 
Deetz 
Dertzow 
Dieckow 
Dölzig 
Gerzlow 
Gieſenbrügge 
Glaſow 
Gr.⸗Ehrenberg 
Groß⸗Fahlen⸗ 
werder, Ober⸗ 
u. Unterlinie 
Grüneberg 
Haſſelbuſch 
Hauswerder 
Herrendorf 
Hohengrape 
Hohenziethen 
Karzig 
Ker kow 
Kienitz 
Klausdorf mit 
Klaus dorfer 


Feld 
Klein⸗Fahlen⸗ 

werder 
Klein⸗Latzkow 
Klein⸗Linden⸗ 

buſch 
Kraazen 
Krauseiche 
Kremlin 
Kriening 
Kuhdamm 
Liebenfelde 
Mandelkow 
Mellenthin 
Mietzelfelde 
Mückenburg 
Neſſelgrund 
Neuenburg 
Niepölzig 
Pitzerwitz 
Rehfeld 
Rehnitz 
Richnow 


Dienſt⸗ 
ein⸗ 
kom⸗ 


17500 
24300 
2100 
2200 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


8 
= 


a 
_ 
| 


Kreis⸗ 
und 
Schulverband 
Ringenwalde 
Roſenthal 
Roſtin 
Ruwen 
Rufen 
Schildberg 
Schöneberg 
Siede 
Simonsdorf 
Staffelde 
Steinwehrs⸗ 
ruh 2500 
Tobelhof 700 
S rampe 900 
Werblitz 2900 
Woltersdorf 1600 
Wuckenſee 2300 
Wuſterwitz 800 
Wuthenow 2300 
Zernikow 2300 
Zollen 2600 
Sa. Kr. Soldin 219400 
Stadtkreis 
Forſt i. L. 147700 
Kreis Sorau. 
Chriſtianſtadt 5000 
Gaſſen 17400 
Pförten 7500 
Sorau 61200 
Triebel 7400 
Albrechtsdorf 6100 
Altwaſſer 1200 
Baudach 3200 
Belkau 1900 
Benau 6900 
Berthelsdorf 1700 
Billendorf 2100 
Breſtau 2900 
Briesnigk 2100 
Brinsdorf 700 
Döbern 14300 
Dolzig 3000 
Drehne 700 
Droskau 1900 
Eulo 4000 
Friedersdorf 3700 
Gablenz 2700 
Gersdorf 700 
Goldbach 2800 
Grabig 1900 
Grabow 2700 


[e 
» 
-1 
E 
| 


so 


reis. 


| Bientt- 
= t: 
om⸗ 
en 


un 
Schulverband 


Groß⸗ 

bademeuſel 
Groß⸗ 

hennersdorf 
Großfamno 
Großkölztg 
Großſärchen 
Großteuplitz 
Groß⸗ 

sſchacksdorf 
Guhlen 
Gurkau 
Haaſel 
Helmedorf 
Jämlitz 
Jeriſchke 
Jeſchkendorf 
Jeſſen 
Jethe 
Jocks dorf 

b. Forſt 
Jocksdorf 

b. Triebel 
Kalke 
Kemnitz 
Kleinjamno 
Kleinkölzig 
Kohlo 
Koyne 
Kriebau 
Kulm 
Kunzendorf 
Laubnitz 
Leuthen 
Linderode 
Lieſegar 
Lohs 
Marsdorf 
Matzdorf 
Mildenau 
Muckrow 
Mulknitz 
Naundorf 
Niederjeſar 
Niederullers⸗ 

dorf 
Niewerle 
Nißmenau 
Noßdorf 
Oberullersdorf 
Pitſchkau 
Pokuſchel 
Preſchen 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


4 


Kreis⸗ 
und 
Schulverband 


Reinswalde 
Rinkendorf 
Sablath 

Sakro 

Scheuno 
Schönwalde 
Seifersdorf 
Syrau 

Tauchel 
e bei 


de 
Tzſcheeren 
Tzſchernitz 
Waltersdorf 
Weiſſagk 
Wellers dorf 
Witzen 

Zedel 

Zelz 
Zilmsdorf 
Zwippendorf 
Sa. Kr. Sorau 


Kreis 

Oſtſternberg. 
Königswalde 
Lagow 
Sonnenburg 
Sternberg 
Zielenzig 
Albrechtsbruch 
Arensdorf 
Beatenwalde 
Beaulieu 
Breeſen 
Brenkenhofs⸗ 


Freiberg 
Friedrichd Große 
Gartow 
Gleißen 
Grabow 
Grochow 
Groß⸗Kirſch⸗ 
baum 
Grunow 
Hammer 
Hampſhire 
Heinersdorf 
Herzogswalde 


Dienſt⸗ 
ein⸗ 


Kaſſen⸗ 
beitrag 


A lo 


Tom: 


3700 37 — 
700 Mi 
700 7 — 

4100 41 — 
700 7| — 

4200 42 — 

5600 56 — 

1200 12 — 
700 7 — 

1100 11 — 

2800 28 — 
900 9 — 

3000 30, — 

2300 23 — 

2800 28 — 

1800 18| — 

2800 28 — 

2'100 27 
700 7 — 

1700 17 — 
700 7 — 

URI 3228 — 
7900 79 — 
2200 22| — 

23600 236 — 
8300 83| — 
30800 308| — 

2300 23 — 

1100 11] — 

1200 12 

1700 17 — 

2500 25 — 

1900 19 — 

1900 19 — 
700 7 — 
700 7 — 

1300 13; — 

2300 23 — 

1800 18. — 

2500 25| — 
800 8 — 
900 9 — 
700 7 — 

3500 35 — 
700 9 
700 1-2 

2900 29| — 
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taz Dienſt⸗ 182 Dienſt⸗ Kaſſen⸗ Kreis⸗ Dienſt⸗ Kaſſen⸗ 
P y eins "E tone Ba und ev beitrag 
Schulverband Schulverband | men ye Schulverband men Pe, 
Jamalka⸗ I Sandow FE Mt 
Ceylon — | Weſtſternberg. | Schmagorei 900 9 — 
St. Johannes — [Droſſen 24800 248 — Schwetig 2700 27 — 
Köllſchen — Göritz a. O. 11200 112 — Seefeld 2700 27 — 
Koritten — Reppen 213000 213 — Spudlow 900 9 — 
Krieſcht — | Yurith 4400| 44 — Stenzig 2900 209 — 
Langenfeld — Balkow 3600 36, — | Storkow 1100 1 
Langenpfuhl — Beelitz 800 8 — | Tornow 2300 23 — 
Limmritz — | Bergen 2500 25, — | Trettin 3600 36 — 
Lindow — | Biberteich 1400 14- | gidernom 48000 48 — 
Louiſa — | Btfgoffee 900 9| — | Wildenhagen 2600 26 — 
Malkendorf — Bottſchow 900 9| —Zerbow 900 9| — 
Malſow — Buchholz 9000 9— | Ziebingen 920% 92 
Malta — Dobbernitz 800 8 —Zohlow 10000 10 — 
Maryland — Drenzig 1000 10 — Zweinert _ 1000|  10|— 
Maus kow — | $rauendorf 2200 22 — | Sa. Kr. Weſt⸗ 
Meekow — Goͤrbiiſch 2900 29 — ſternberg 194900] 1949 — 
Neudresden 1100 11 — Gohlitz 3000 30, — $ 
Neudorf 3700 37 — Gräden 1900| 19 — reis 
Neulagow 1400 14 — Grinnitz 2000 20 — ] Büllichau⸗ 
Neuwalde 1900 — 19|— Großgandern | 1700 17 — | Schwiebus. 
Degnig 1600 16 — | Groklübbihow | 3000| — 30 — Liebenau 7100 71— 
Difterwalde 29000 29 — Großrade 26000 26 — | Schwiebus 56100] 561 
Oſtrow 1700 17. — Grunow 900 9 — Züllichau 37200 372 — 
Pennfploanien- Hildesheim 2900 29 — Birkholz 2500 25 
Olauſchdorf 2700 27 —Klauswalde 800 8| — | Blankenſee⸗ 
Peteröbarf 900| 9 — | Reingandern | 900| ] Goldbach 1700  17— 
Brtebrom 2100 21 — Kleinkirſchbaum 900 — 9 — Buckow 1000 10 — 
Rauden 2900| 29, — Kleinlübbichow 2800 28 — Dornau 1400 14 — 
Neichen 800 8 — Kleinrade 30000 30 — Friedrichshuld | 3800 38 — 
Saratoga 2100 21|— | Kloppitz 700 7— | Glaudjom 3000 30 — 
Schartowsthal | 1900 19 — | Kohlow 2500 25| — | Glogien 900 9 — 
Scheibfersburg | 900 9 araefent 700 7 — | Golgen 700 7— 
Schermeiſel 2200 22 —Kunersdorf 2800 28 — | Gräditz 900 9 — 
Eus 1900 19 — Kunitz 3000| 30 — Harthe 700 7 
RE 900 9 — | eàffig 2200 22 — Jehſer 700 7— 

warzſee⸗ Laubow 9000 9 — Jordan 180% 48 — 

Norkſtown 7000 7|— Leichhol 1100 11 — Katzi 1500 15 — 

eeren š à ó 9 

3000 — 30|— | Leikom 27000 27 — Kay 2900 29 — 
Selchow 1200 12 — Lieben 900 9 — Kleindammer 700 CU 
Spiegelberg 2700 27 — | Matichborf . 1200 12, — Kleinheiners⸗ 
Streitwalde 700 7 — | Melihnig 1100 11 dorf 1200 12; — 
Stuitgardt 1100 11|— Neubiſchoſſee 700 7 — | Klempzig 1000 10 — 
Tauerzig 2500 25 — Neuendorf 1000 10 — Koppen TE 
Tempel 2400 24 — | Detfcher 2800 28 — | Krauſchow 2600 26 — 
Trebwo 3600 36 — Pinnow 20000 20 — | Krummendorf | 1400 14. — 
Waldowatrenk⸗ Polenzig 3000 30 —Kutſchlau 2400 24 — 

Reitzenſtein 700 7|— Radach 2400 24 — | Sangbeiner8= 
Wallwitz 1100 11] — | 9tampig 400 44 — | dorf 1500 15 — 
Wandern 24000 2% — | Neichenwalte | 3600| 36 — Langmeil 140 14— 
Worfelde 2200| 22 — Reipzig mit Lanken 1400| 14. — 
Sa. Kr. Oſt⸗ Pulverkrug 4800 48| — Leimnitz 1900 19 — 

fternberg 203900 2039 -- Saepzig 2900 29! — | Mergdorf 120 12 — 
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Kreis⸗ Dienſt⸗ Kaſſen⸗ Kreis⸗ b Kaſſen⸗ Kreis⸗ Dienſt Kaſſen⸗ 
und an beitrag — und m beitrag 2 und E beitrag 
Schulverband | men A 9 Schulverband | men Pace Schulverband | men 3 
Mittwaloe 1100 11 — | Skampe 3000 30 — Stadtkreis 
Möſtchen 2900 29, — Starpel mit Frankfurt 
Moſau 900 9| — MWurihdorfer a. O. 1944000 1944 — 
Mühlbock 6200 62 — Kohlenwerke 3200 32 — Kr. Lebus 4001000 4001 
Muſchten 2900 29 — Steinbach 2300 23 — | Kr. Friedeberg 
Neuhöfchen 1100 111 — | Stentſch 4000 40 — N. M. 245200 2452 — 
Nickern 2400 24 — | Tihicherzig 4600 46 -- | Stadtkr. Guben |148700| 1487 
Niedewig 700 7 — | Ülbersdorf 2800 23, — | Landkr. Guben |163900| 1639| — 
Oggerſchütz 900 9 — | Walmersdorf 2300 23| — Kr. Königsberg 
Oppelmit 2700 27| — | Willau 1400 14 — NM. 400400] 4004 
Oſtritz 1400 14 — | Mutſchdorf 2300 23 — Stadtkr. Lands⸗ 
Padligar 2600 26 — | Sa. Kreis berg a. W. 156200 1562] — 
Palzig Hammer] 3100 3l Züllichau⸗ Landkr. Lands⸗ 
Rackau 900 9 Schwiebus 222700 2227 — berg a. W. 234600 2346| — 
Radewilſch 21000 21 — | | fr. Lucau |306000| 3060 
Rentſchen 2700 * Wieder⸗ | Kr. Lübben 138000] 1380 
Riegersdorf 700 7|— holung Kr. Soldin 2194000 2194 
Rietſchütz 900 9 — i Stadikr. Forſt |147700| 1477 
Rinnersdorf 3700 37, — [Kr. Arnswalde 176300 1763 — | Kr. Sorau 322800] 3228 
Riſſen 700 7 — Kr Calau 3318000 3318 — | Kr. Oſtſternberg [203900] 2039 — 
Sawiſche 900 9 — Stadtkreis Kr. Weſtſtern⸗ 
Schmarſe 3100 31 — Cottbus 1822000 1822 — berg 194900] 1949 — 
Schmöllen 3700 37 — Landkreis Kr. Züllichau⸗ 
Schönborn 900 9 — Cotibus 201600] 2016 — Schwiebus 222700] 2227 
Schönfeld 800 8 — Kr. Spremberg 126900 1269| — Summe E 
Seeläsgen 7000| 7 — | fr. Grofiena. D. 2442000 2442| — Win oec 
160. Perſonaluachrichten. anwälte a) eingetragen: Gerichtsaſſ. Dr. Georg Franck 


a) Im Kammergerichtsbezirk (Januar 1910). 
Kg., Lg., Ag. Rammers Land: Amtsgericht. B⸗ Berlin. 
Ernannt: zu Kg.⸗Räten: Amtsrichter Dr. Brand 


b. Ag. in Königsberg Nm., b) gelöiht: Rechts⸗ 
anwälte Kiehl u. Hans Hartmann b. Kg. Verliehen: 
der Rote Adler⸗Orden IV. Kl. den Rechtsanwälten 


v. Ag. B⸗Mitte, Landrichter Hoffmann aus Halle a. S 
Verliehen: der Role Adlerorven II. Kl. mit Eichen⸗ 
laub den Senatspräſ. Geh. Oberjuſtizräten Linden⸗ 
berg u. Wagner, der Rote Adlerorden IV. Kl. dem 
Senatspräſ. v. Linſingen, den Kg.⸗Räten Dr. Bleich⸗ 
rodt, Haken, Krause, Kreiſchmann, Lehmann, Dr. Felix 
Meyer, Dr. Noack, Wiener, dem Kg.⸗Sekr. Rech⸗ 
nungsrat Ehrich, der Kronenorden III. Kl. dem 
Senatspräf. Ernſt Meyer u. Kg.⸗Rat Schiffer. Kg.⸗ 
Rat Dr. Raſſow iſt zum Lg ⸗Direktor b. Lg. I B 
ernannt. Verſetzt: Staatsanwallſchaſtsrat Rhode v. 
d. Staatsanwaltſchaft des Lg. I B an die Ober: 
ſtaatsanwaliſchaft beim Kg. Amtsrichter Dr. Was⸗ 
mund von Tilſir nach Fürſtenberg a. O. Verliehen: 
der Role Adler⸗Orden IV. Kl. dem Erſten Staats⸗ 
anwalt Wuthenow in Landsberg a. W., der Kronen⸗ 
orden III. Kl. Lg.⸗Präſ. Stamer in Landsberg a. W. 
Ernannt: Bürgermeiſter Gerſtberger zum Amts⸗ 
anwalt in Dobrilugk. In die Liſte der Rechts⸗ 


u. Notaren, Juſtizräten Kroll in Woldenberg Nm., 
Lasker in Landeberg a. W., Neumann in Sorau N. -L. 
Zu Gerichtsaſſeſſoren ernannt: Referendare Sonntag, 
Kronfeld, Homann, Dr. Aren, Koßmann, Tietz, 
Loewenthal, Kämmritz, zu Putlitz, Strunk, Martin 
Levy, von Philipsborn, Moſchel, Haſe, Schiffer, 
Herzfeld, Feuerherm, Jagielsti, von Chmielewski, 
Pröll, Naumann, Gnatzy, von Saldern. Entlaſſen: 
Gerichtsaſſ. Dr. Oskar Müller, von Kendell, Kühne. 
Zu Referendaren ernannt die Rechtskand.: Roſenow, 
Gbbede, Boronow, Dr. Auguſt Richter, Dr. Hellwig, 
Dr. Robert Blumenthal, Dr. Erich, Dr. Haendel, 
Gilow, Dr. Hampel, Pellengahr, Dr. Paaſch, Richard 
Schmidt. Ausgeſchleden: Referendar Dr. Friſch. 
Verliehen: der Rote Adler⸗Orden IV. Kl. den 
Rechnungsräten Lg.⸗Rechnungsreviſor Niedermeyer 
in Cottbus und Lg.⸗Oberſekr. Schotiky in Frank⸗ 
furt a. O. Entlaſſen: bie Ag.⸗Sekr. Eue vom Ag⸗ 
in Müncheberg, Jsberner vom Ag. in Spremberg. 


Dieſe Ausgabe umfaßt die Seiten 61 —82 (25/, Bogen). 
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